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V o r s i t z end e: Präsident Dr. Hurdes und und Forstwirtschaft z u. Wird gegen diese Zu-
Dritter Präsident Dr. Gorbach. weisung ein Einwand erhoben 1 - Dies ist 

nicht der Fall. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 

Kr a n k  gemeldet sind die Abgeordneten 
lng. Kortschak und Helmer. 

Ent s c h u l digt  sind die Abgeordneten Cerny, 
Dr. Josef Fink, Dr. Toncic, Dr. Pittermann, 
Czernetz und Truppe. 

Den eingelangten Antra g 29/A der Ab­
geordneten Rosenberger und Genossen, be­
treffend ein Grundsatzgesetz über die Boden­
reform, weise  ich dem Ausschuß für Land-

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Holoubek, um die Verlesung des E i n-
laufes. 

. 

Schriftführer Holoubek : Von der Bundes­
regierung sind folgende Vor  l a g  e n eingelangt: 

Bundesgesetz, womit das Bundesgesetz vom 
24. Feber 1954, BGBL Nr. 74, über die Ein­
räumung von Privilegien und Immunitäten an 
zwischenstaatliche Organisationen abgeändert 
wird (147 der Beilagen); 
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Bundesgesetz, womit das 1. Staatsvertrags­
durchführungsgesetz ergänzt und abgeändert 
wird (2. Staatsvertragsdurchführungsgesetz) 
(148 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Vermögensteuer­
gesetz 1954, BGBL Nr. 192, abgeändert wird 
(Vermögensteuergesetznovelle 1956) (149 der 
Beilagen). 

Es werden zugewiesen: 
147 dem Außenpolitischen A U8schuß ; 
148 und 149 dem Finanz- und Budgetaus­

schuß· 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über 
die Regierungsvorlage (79 der Beilagen) :  Bun­
desfinanzgesetz für das Jahr 1957 (112 der 

Beilagen) 

Spezialdebatte 

Gruppe XI: Finanzen 

(F o r t s e t z u n g) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die T a g e s­
ordnung ein und setzen die Spezialdebatte 
über die Gruppe XI fort. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Mitterer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Mitterer: Hohes Haus! Ich 
möchte mich bei der jetzigen Debatte einmal 
mit jener Gruppe von Menschen befassen, die 
durch ihre Steuerleistung all das aufbringen 
muß, was wir zur Deckung dessen brau­
chen, was wir hier an Ausgaben be­
schließen, nämlich mit allen Lohnsteuer­
und Einkommensteuerpflichtigen. Die Frau 
Abgeordnete der Sozialistischen Partei Ferdi­
nanda Flossmann hat sehr richtig gesagt: 
Steter Tropfen höhlt den Stein! Ich glaube, man 
darf nicht immer nur von den Zehrern, sondern 
muß auch einmal von den Mehrern sprechen, 
von jenen also, die durch ihre Steuerleistung 
alles das aufbringen, was notwendig ist, und 
wir müssen uns auch einmal darüber unter­
halten, wie die Dinge wirklich aussehen. 
Wenn die Steuern nur ein fiskalisches Problem 
wären, wie es vor etwa 20 Jahren war, würden 
die Dinge anders aussehen. So aber ist heute 
jedes Steuersystem weitgehend ein gesell­
schaftspolitisches und wirtschaftspolitisches 
Problem geworden seit der Zeit, da die Steuern 
ja zu einem erheblichen Teil das Einkommen 
reduzieren. Das geht bis zu 60 Prozent, aber in 
der großen Gruppe der Steuerpflichtigen zu­
mindest bis 40 und 50 Prozent, sodaß hier 
nicht mehr von dem ursprünglichen Gesichts­
punkt der Steuern, sondern von einer Beteili­
gung des Staates am Arbeitseinkommen ge­
sprochen werden kann. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß das 
Senken der Steuern die wirtschaftliche Tätig­
keit erhöht, daß dadurch Kaufkraft frei wird 
und die Umsätze steigen, das Volumen erhöht 
wird und letzten Endes - und das haben die 
bisherigen beiden Steuerermäßigungen ge­
zeigt - die gesamte Bevölkerung an einer 
Steuer senkung insofern teilnimmt, als der 
Lebensstandard wächst. 

Es sind nun hier zwei Prinzipien, die möchte 
ich bitte voranstellen. Es ist das eine Prinzip, 
das wir vertreten, daß der einzelne möglichst 
viel seines erworbenen Einkommens behalten 
soll und kann und daß er selbst darüber zu 
entscheiden hat, was mit diesem Einkommen 
geschieht. Und es ist der Standpunkt der Herren 
Kollegen von der sozialistischen Fraktion, daß 
sie meinen, es sei richtiger, die Steuern nicht 
in dem Ausmaß zu senken und dadurch dem 
Staat mehr Einnahmen zu verschaffen, damit 
er dann entscheiden könnte, welche Ausgaben 
zu machen seien. Es ist das eine Grund­
frage, und hier ist es sicher nicht leicht, ein 
Komprorniß zu finden. 

Die Differenz zwischen Brutto- und Netto­
löhnen, um die es letzten Endes geht, also um 
den Steueranteil, entscheidet sehr wesentlich 
das gesamte Wirtschaftsgebilde eines Staates. 
Ich glaube, daß es richtiger ist, wenn der ein­
zelne zu entscheiden hat, was mit seinem Ein­
kommen zu geschehen hat, als daß - darf ich 
es vielleicht primitiv sagen - das Amtskappel 
darüber entscheidet. 

Viele sehen im Staat eine Art Zuckerlauto­
maten, einen Automaten, wo man oben I S ein­
wirft und unten für 2 S Ware herausbekommt. Es 
weiß jeder, meine Damen und Herren: Das ist 
ein Schwindel, denn herauskommt wesentlich 
weniger, als man oben hineinwirft, und die 
Differenz frißt der Apparat. 

Dann gibt es noch eine Gruppe, die meinen: 
die Klugen werden sich unten herausholen, 
was die Arbeitsamen oben hineingeworfen 
haben. 

Wenn man immer sagt, der Staat soll zahlen, 
müssen wir bedenken, daß der Staat wir selbst 
sind. Wenn wir heute an den Staat eine An­
forderung stellen, dann stellen wir sie letzten 
Endes an uns selbst. Denn was wir erhalten 
wollen, müssen wir vorher dem Staat in irgend­
einer Form zuführen. Und je größer und je 
stärker unsere Anforderungen an den Staat 
sind, desto höher werden die Steuern sein, die 
der Staat von uns fordert, und ich glaube, das 
wünscht niemand. Niemand ist dafür, daß der 
Staat seine Agenden vergrößert, aber jeder ist 
im Einzelfall dafür, daß er für ihn oder für seine 
Gruppe sorgt. Es ist keine Kunst, Ausgaben zu  
dekretieren und die Steuern entsprechend zu  
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erhöhen, beziehungsweise sie zu belassen. Das 
bringt jeder zusammen. 

Ich glaube aber, daß es einmalig ist, daß in 
unserem Staat es gerade der Herr Finanz­
minister ist, der zum zweiten Mal und heute 
zum dritten Mal erklärt hat, daß er die Steuern 
senken will. Während in anderen Ländern die 
Öffentlichkeit fordert und der ]'inanzminister 
Widerstand leistet, ist es bei uns gerade um­
gekehrt, weil es hier im Hause leider nicht immer 
leicht ist, eine Einigung zustandezubringen, in 
welcher Form diese Steuersenkungen vorgenom­
men werden sollen. 

Ich glaube, daß es richtiger ist, wenn wir 
möglichst weitgehend die Forderungen an den 
Staat einschränken, wenn wir ihm nicht jeden 
Tag und Stunde für Stunde eine neue Subven­
tion zudiktieren, denn letzten Endes müssen 
die Subvention alle bezahlen. 

Die Betriebsprüfungen : Es wurde gesagt, die 
Steuel'ämter beziehungsweise der Fiskus sei 
nicht so sehr dahinter, alle Möglichkeiten aus­
zuschöpfen, die ihm gegeben sind. Ich glaube, 
daß jeder, der, sei es als Angestellter, sei es 
als Selbständiger, eine Betriebsprüfung erlebt 
hat, weiß, daß hier gewaltig dahintergesehen 
wird. Und wenn ich Ihnen sage, daß vor etwa 
zwei Jahren die Betriebsprüfungen bei den ver­
staatlichten Betrieben begonnen haben und 
etwa 300 Millionen Schilling Nachforderungen 
entstanden sind, sieht man, daß hier gewisse 
Reserven liegen, die unbedingt ausgeschöpft 
werden müssen. 

Während die Gewerbesteuer früher eine 
Nebensteuer war, die nebenan gelaufen ist, ist 
sie heute gerade beim Kleinbetrieb eine ent­
scheidende Steuer geworden. Wenn Sie be­
denken, daß bei einem Einkommen von 20.000S 
die Gewerbesteuer etwa 1000 S ausmacht, aber 
bei einem Einkommen von 20.000 S im Jahr 
bei einem Mann mit zwei, drei Kindern prak­
tisch kaum eine Einkommensteuer erhoben 
wird, so sieht man daraus, daß die Gewerbe­
steuer tatsächlich für' den Wirtschaftstreiben­
den äußerst drückend geworden ist. Es ist eine 
eigenartige Konstruktion in unserem Staate, 
daß die Gruppe der Gewerbesteuerzahlenden, 
also eine relativ kleine Gruppe wirtschaftlich 
Selbständiger, eigentlich die gesamten Kosten 
der Gemeindeverwaltungen zu tragen hat, denn 
aus den Erträgnissen der Gewerbesteuer 
werden zum Großteil die Gemeindebudgets 
alimentiert. So trägt also eine kleine Gruppe 
in diesem Staate praktisch eine Hauptlast für 
die Gesamtkosten der Gemeinden. 

Die Einkommen- und Lohnsteuer, die heute 
trotz der zweimaligen Senkung, die durch den 
Finanzminister eingeleitet worden ist, noch 
immer drückend ist, soll ab 1 .  Jänner 1958 

gesenkt werden, insbesondere für die besonders 
bedrückte Gruppe der niedrigen und mittleren 
Einkommen. Es soll auch jener sogenannte 
Mittelstandsbauch' - steuerlich nennt man ihn 
so - berücksichtigt werden. Es ist das leider 
nicht jener Bauch, den sich der Mittelstand 
zueignen könnte, denn auch er wurde praktisch 
niedergedrückt, sondern es sind jene besonders 
bedrückten Gruppen des Mittelstandes, deren 
Einkommen deshalb so hoch besteuert werden, 
weil während der deutschen Zeit, besonders im 
Kriege, eine Kaufkraftabschöpfung gewollt 
wurde, sodaß diese Mittelstandseinkommen 
einer besonders harten Progression unterliegen. 
Diese muß und wird gesenkt werden. 

Im Zusammenhang mit diesen Fragen wird 
auch die Haushaltsbesteuerung geändert wer­
den müssen. Ich verweise nur auf das bekannte 
'
Beispiel, das Herr Nationalrat Krippner des 
öfteren gebracht hat. Das ist der kleine Ange­
stellte, dessen Frau ein Bonbonsgeschäft gehabt 
hat, die, um dem ungerechten Steuerdruck zu 
entgehen - der bei anderen Personengruppen 
nicht vorhanden ist, weil bekanntlich zwei 
Arbeitnehmer, die ein Einkommen haben, 
nicht zusammen veranlagt werden -, diese 
Ehe zum Bruch geführt haben, anfangs zum 
scheinbaren Bruch, nachher zum tatsächlichen 
Bruch. Wenn wir immer von Familienpolitik 
reden, müssen wir auch zugeben, daß hier 
eine Änderung eintreten soll und wird. 

Nun zur Frage des nichtentnommenen Gewin­
nes. Ich weiß, es ist manchmal im ersten Augen­
blick sehr unpopulär, das zu sagen, weil es bei 
Staatsbetrieben meist keine Gewinne gibt. Da 
wird so lange verwaltet, bis nichts übrigbleibt. 
Und wenn etwas übrigbleibt, ist der Gewinn 
richtig und begrüßenswert. Nur bei der Privat­
wirtschaft glaubt man, daß der Gewinn nicht 
richtig ist. Es wurde gestern auch schon von 
einem Vorredner angeführt: Es gibt ohne Ertrag 
und ohne Kapitalbildung überhaupt keine 
Wirtschaft, auch keine sozialistische Wirt­
schaft, denn auch die braucht ja Kapital, in die­
sem Fall eben Staatskapital. Ich glaube also, daß 
die Begünstigung des nichtentnommenen Ge­
winnes eine wesentliche Voraussetzung für die 
Kapitalbildung ist, und zwar auch deshalb, 
weil es doch nicht gleichgültig sein kann, ob 
jemand seinen Ertrag verjubelt oder ihn im 
Betrieb spart. Denn wenn er ihn im Betrieb 
spart, macht er den Betrieb krisenfester und 
kann sich etwas ersparen, was für uns 
von größter Wichtigkeit sein muß, nämlich 
die Sicherung des Arbeitsplatzes auch bei 
eventuellem Rückgang der Konjunktur. 

Zur Frage der Warenumsatzsteuer ist 
·gestern schon gesprochen worden. Es gibt 
einen ganz.en Katalog von Wünschen der 
gewerblichen Wirtschaft, insbesondere techni-
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scher Art. Es wird vielen im Hause nicht 
bekannt sein, daß ein Automobil, das im 
Großhandel begünstigt weitergegeben wird, 
wenn man zum Beispiel nur einen Spiegel 
montiert, praktisch nicht mehr zu dem be­
günstigten Satz weitergegeben werden kann, 
weil Veränderungen vorgenommen wurden. 
Es gibt da ja die Frage des Nämlichkeits­
nachweises und eine Reihe von anderen Din­
gen, eine Reihe von technischen Wünschen, 
die endlich einmal erfüllt werden müssen. 

Zur Frage der Senkung der Umsatzsteuer 
möchte ich ein offenes Wort sagen. 1 Prozent 
der Warenumsatzsteuer entspricht einem Auf­
kommen von 1 , 1  bis 1 ,2 Milliarden Schilling. 
Wenn die Warenumsatzsteuer nur um 1 Pro­
zent gesenkt wird, würde das einen Ausfall 
von rund 1 Milliarde Schilling bedeuten, wenn 
nicht sogar etwas mehr. Es ist klar, daß dieser 
Betrag auf der anderen Seite wieder herein­
gebracht werden müßte und daß es dann für 
lange, lange Zeit, wenn nicht für immer, mit 
einer Senkung der Einkommensteuer vor bei 
wäre. 

Ich glaube, daß wir uns das, solange die 
Staatssituation so ist wie derzeit, einfach 
nicht leisten können, sosehr es begrüßenswert 
wäre. Alle, die dafür plädieren, müssen auch 
gleichzeitig sagen, wie sie den Ausfall ent­
sprechend wettmachen wollen. 

Die Phasenpauschalierung, die gefordert 
wurde und die zweifellos das Endziel dar­
stellen muß und wird, weil sie eine gerechte 
Einrichtung ist und weil sie sich seinerzeit be­
währt hat, wenngleich sie bei den heutigen 
Sätzen nahezu unmöglich ist, muß eines 
Tages kommen. Aber solange sie nicht ein­
geführt werden kann, glaube ich, daß es 
notwendig ist, eine Ausgleichssteuer für die 
Mehrphasenbetriebe zu schaffen, weil es einfach 
untragbar ist, daß ein Betrieb, der mehrere 
Phasen in sich vereinigt, schon allein durch 
die Zusammenlegung wesentlich mehr erspart 
und verdient, als die sogenannte und immer 
wieder angeführte Handelsspanne bei den 
Kleinbetrieben ausmacht. 

Wenn über den Kleinhändler, über den 
kleinen Lebensmittelhändler und über den 
Gemüsehändler vor einigen Tagen hier ge­
sprochen wurde, dann darf ic}:l sagen: Ich 
glaube, daß es wenige gibt, auch Arbeit­
nehmer und Arbeitgeber und überhaupt wenige 
in diesem Staate, die das Leben eines solchen 
kleinen Gemüsehändlers mit seinem angeblich 
herrlichen Einkommen gerne führen würden, 
der um 4 Uhr früh mit seinem Handwagerl 
auf den Markt zieht und zu später Abendstunde 
noch immer in seinem Geschäft arbeitet, der 
Verluste durch Faulwerden der Ware und 

andere Schäden tragen muß. Er hat weiß 
Gott kein beneidenswertes Einkommen. Ich 
kann Ihnen sagen - es ist leider traurig, 
wenn ich es aussprechen muß, doch ich habe 
es als Sektionsobmann des Wiener Handels 
festgestellt -, daß etwa 80 Prozent unserer 
Mitglieder ein Einkommen haben, das zwi­
schen 1500 S und 2000 S im Monat liegt. Ich 
glaube, daß das eine traurige Feststellung ist 
und daß niemand neiderfüllt darauf hinsehen 
müßte. Und es zeigt sich auch, daß die 
Anmeldungen zu diesem Gewerbe immer mehr 
zurückgehen, weil die meisten Menschen sehen, 
daß hier nichts zu holen ist. 

Man kann natürlich mit irgendwelchen 
Spitzenbeträgen sehr leicht argumentieren, 
wenn man aber den Ertrag der Betriebe an­
sieht, sieht man, daß durch ständig steigende 
Belastungen aller möglichen Art das Ein­
kommen dieser Gruppe immer mehr zurück­
geht. 

Ich möchte aber in dieser Umsatzsteuerfrage 
auch noch auf die Wettbewerbsbedingungen 
eingehen, weil es sich hier tatsächlich um die 
Wiederherstellung gleicher Wettbewerbsbedin­
gungen handelt, die durch keine anderen 
Maßnahmen sonst geändert werden können. 
Es ist wohl nur recht und billig, wenn der 
Kleinhandel, diese besonders bedrückte Gruppe, 
heute gleiche Wettbewerbsbedingungen ver­
langt. Sie können nur durch eine entsprechende 
Phasenpauschalierung oder zumindest durch 
eine Ausgleichssteuer für die mehrphasigen 
Betriebe geschaffen werden, wodurch ja dann 
auch die Vertikalentwicklung, die immer 
häufigere Zusammenballung zu Großbetrie­
ben eingedämmt würde. Wenn die Großbe­
triebe dann noch leistungsfähig sind, die' 
Großbetriebe, die behaupten, das spiele gar 
keine Rolle, dann sollen sie es ruhig sein. 
Wir müssen gleiche Wettbewerbsbedingungen 
haben. 

Es wurde auch bezüglich der Steuerrück­
stände immer wieder hier im Hause Be­
schwerde geführt, und zwar nicht nur in diesem 
Jahr, sondern schon seit Jahren. Ich darf 
nun sagen, daß das vielfach, wenn ich das 
buchhalterisch ausdrücken darf, transitorische 
Rückstandsposten sind, also solche, die 
durch die Art der Vorschreibung und der 
Fälligkeit erst später fällig werden, und zwar 
nicht durch Stundung, sondern effektiv, sie 
werden aber schon als Rückstand geführt. 
Solche Rückstände, meine Damen und Herren, 
gibt es auch bei der Lohnsteuer, und zwar 
ganz gewaltige. Nicht etwa, daß der Lohn­
steuerempfänger die Steuer nicht gezahlt 
hätte, aber es gibt solche Rückstände durch 
den Jahresausgleich, und Sie werden daher 
feststellen, daß diese Rückstände, wenn Sie 
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sie sachlich betrachten, sich durchaus nicht 
in einem größeren Rahmen bewegen, sondern 
nur etwa 2 Prozent ausmachen, wenn Sie 
diese verschiedenen transitorischen Posten 
bereinigen. 

Ich darf Ihnen sagen, daß wir sehr große 
Schwierigkeiten haben mit den Klagen unserer 
Kollegen, die immer über eine sehr drastische 
Eintreibung Besch werde führen. Auch der 
Herr Vizekanzler Schärf hat ja in einer Rede 
kurz vor den Wahlen erklärt, daß er dafür 
eintreten würde, daß die Kleinbetriebe nicht 
immer so sehr unter den Druck der Steuern 
- er hat damals "Büttel" oder so etwas 
gesagt - kommen. Und ich würde es auch 
von Ihnen, meine sehr Verehrten von der 
sozialistischen Fraktion, sehr begrüßen, wenn 
Sie hier klar bekanntgeben würden, daß diese 
Kleinbetriebe ohnedies das Maximale leisten, 
das überhaupt nur denkbar ist. Und wenn 
Sie heute den Lebensstandard dieser Menschen 
ansellen, so ist dieser, glaube ich, der beste 
Beweis. Daß es dort oder da einmal irgend­
welche Leute gibt, die mehr verdienen, das 
gibt es überall, und auf der anderen Seite 
vielleicht heute noch mehr. Wenn man über 
Gehälter redet, kann man nicht vom Ein­
kommen des Generaldirektors Hitzingel' spre­
chen, und wenn man vom Einkommen der 
Selbständigen spricht, nicht von dem einen 
oder anderen Großbetrieb, sondern nur von 
der großen Masse der Einkommensempfänger. 

Aus verschiedenen Zeitungsauslassungen, 
sowohl der "Wirtschaftswoche" der soziali­
stischen Fraktion wie auch der "Arbeiter­
Zeitung" konnte man ersehen, daß die Soziali­
stische Partei, so heißt es in Punkt 6 des 
Parteiprogramms, "alle Aktionen fördern 
wird, welche den selbständig Tätigen, die ihren 
Lebensunterhalt überwiegend aus dem Ertrag 
der eigenen Arbeit bestreiten, die Existenz 
und die Versorgung im Alter sichern". Zur 
Existenzsicherung gehört aber nicht nur die 
Pension, denn das kommt erst später. Zuerst 
muß er leben, verdienen und sich etwas 
zurücklegen können,' und dann kommt die 
Pension, denn noch wird man j a  nicht als 
Pensionist geboren. 

Nun zu einer anderen Frage: Auf der einen 
Seite wurde für die Steuerpauschalierung 
- auch in der "Wirtschaftswoche" - ge­
sprochen und geschrieben, auf der anderen 
Seite sagt man aber, die Steuerpauschalierung 
habe auch Nachteile. Natürlich hat sie auch 
Nachteile ! Das beweist am besten, wie 
unrichtig es ist, wenn man immer erklärt, 
die Steuerpauschalierung sei eine Bevorzugung 
einer Gruppe. Die Tatsache, daß immer 
große Beschwerden über die Höhe der Sätze 
geführt werden, zeigt am besten, daß es sich 

hier nicht um eine Bevorzugung handeln 
kann. Über dieses Kapitel wird ja noch ein 
Kollege meiner Fraktion ausführlich sprechen, 
ich möchte das nur am Rande streifen. 

Darf ich noch einen Punkt anführen, der 
mir besonders wichtig erscheint. Es sind das 
die Fragen des Exportes, soweit sie in den 
Rahmen beziehungsweise in die Kompetenz 
des Finanzministeriums fallen, und zwa,l') 
daß man wieder zur Bewertungsfreiheit jener 
Anschaffungen übergeht, die im Interesse des 
Exportes gelegen sind, aber vor allem anrleren, 
daß das Ausfuhrförderungsgesetz, das am 
30. Juni 1 957 abläuft, nicht erst am 29. Juni 
wieder verlängert wird. Denn das Export­
geschäft ist ein langfristiges Geschäft. Hier 
muß man auf Monate voraus disponieren, 
hier handelt es sich um Fertigwaren, die 
produziert und verkauft werden müssen, und 
das ist ein Prozeß, der monatelang dauert. 
Ich bitte das Hohe Haus, Verständnis dafür 
zu haben, daß wir das Gesetz über die Ausfuhr­
förderung, die Förderung lohnintensiver Aus­
fuhren entsprechend früh wieder b�schließen, 
damit die Wirtschaft, gestützt auf diese Aus­
fuhrförderung, entsprechend kalkulieren kann. 
Ich muß es eindeutig sagen: Es gibt heute 
kaum noch einen lohnintensiven Export, 
der ohne Ausfuhrförderung überhaupt noch 
möglich wäre, weil auch das Ausland sich 
weitgehend auf dieses System eingestellt hat 
und wir mit einer harten und rücksichtslosen 
Außenhandelskonkurrenz zu rechnen haben. 

Es ist sicher so, daß ja auch bei unserem 
Koalitionspartner dort und da genügend Ver­
ständnis vorhanden ist, wenn Sie das auch 
vielleicht öffentlich nicht so zugeben können. 
Ich glaube aber, daß wir sagen können, daß 
es dem Herrn Finanzminister g()lungen ist 
- natürlich unter Mitwirkung aller, das 
behauptet auch niemand anders -, die Steuer­
senkungen durchzusetzen. Man hat vor drei 
Jahren noch geschrieben: Wenn es den Herren 
Raab und Kamitz gelingen sollte, Steuer­
senkungen durchzusetzen, die Währung stabil 
und die VoUbeschäftigung zu erhalten, so 
wird man sie nur bewundern und für sie 
Reklame machen. Allerdings, man hat sie 
bewundert, aber nicht von dieser Seite, denn 
das ist gelungen, und zwar so weitgehend, 
daß sogar das Ausland, das manchmal mit 
seiner sehr herben Kritik bei uns nicht zurück­
hält, eindeutig bekennen mußte, daß hier 
hervorragende Arbeit geleistet wurde. (Beifall 
bei der Ö V!'.) 

Die Stabilisierung, die die Voraussetzung 
allen wirtschaftlichen Lebens ist, ist ebenfalls 
gesichert worden. Ohne Stabilisierung gibt 
es keinen wirtschaftlichen Aufbau. Denn es 
nützt gar nichts, wenn irgend ein Nominal-
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einkommen, sei es des Arbeitgebers oder des 
Arbeitnehmers, erhöht werden kann, wenn 
letzten Endes das R ealeinkommen gesunken 
ist. Niemand hat etwas davon, auch der 
S elbständige nicht. Ich möchte 

-
hier im 

Namen der S elbständigen sagen : Sie sind daran 
völlig desinter essiert, sie zittern sogar vor 
jeder inflationistischen Entwicklung, denn von 
der Inflation haben seit jeher immer nur ein 
paar Schieber profitiert. Die anständigen 
Menschen - seien es Selbständige oder 
Unselbständige - waren noch immer die 
Leidtragenden jeder inflationistischen Ent­
wicklung. 

Und ich darf nun zum Abschluß sagen : 
Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
niemand bestreiten kann, daß hier ein Wohl­
stand eingetreten ist, d en wir vor einigen 
Jahren noch für unmöglich gehalten hätten, 
weil, wenn wir nur einige Jahre z urückblicken, 
die Dinge ganz anders ausgesehen haben. Ich 
bin überzeugt, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion - ich weiß, Sie 
werden das jetzt sehr böse aufnehm en -: Sie 
wären ja auch mit unserem Finanzminister 
vollkommen einv erstanden, wenn er ein So­
zialist und nicht ein Unsriger wäre! (Beifall 
bei der Ö V P.) 

Zusamm enfassend darf ich feststellen: Ich 
würde mir im Interesse aller Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer wünschen," daß wir weiter den 
Weg der Stabilisierung, der Steuersenkung 
gehen können, weil letzten Endes nur dieser 
Weg z u  einem echten und nicht zu einem nur 
scheinbaren Wohlstand führt. Wir sind daran 
interessiert, daß ein breiter Wohlstand, der 
alle S chichten der Bevölkerung umfaßt" immer 
weiter um sich greift, und wir glauben, daß 
unsere Wirtschaftspolitik auf dem richtigen 
Weg dazu ist. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Als Gegenredner ist vorgemerkt 
der Herr Abgeordnete Dr. Pfeifer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Pfeifer : Hohes Haus! 
Meine Damen und H erren! Es ist nun einmal 
die Aufgabe der Opposition, in der Budget­
debatte und auch sonst auf die Dinge hin­
z uweisen, die unb efriedigend o der gar nicht 
gelöst sind, und andererseits die Dinge auf­
zuz eigen, die einer besonderen Förderung 
seit ens des Staates und der R egierung b edürfen. 
Diese Aufgabe ist nicht immer dankbar, 
aber sie ist nun eine Aufgabe, der sich die 
Opposition zu unterziehen hat. 

So habe ich schon vor vielen Jahren, im 
Jahre 1 951, in Erfüllung dieser Aufgabe auf 
den Umstand hingewiesen, daß die große 
Gruppe der Besatz ungsgeschädigten noch nicht 
zu ihrem Rechte gekommen ist. Damals 
waren noch die Besatzungsmächte im Lande, 

und damals richteten sich die Ansprüche der 
Besatzungsgeschädigten noch gegen die alli­
ierten Mächte nach den Grundsätzen des 
Völkerrechtes, wonach eben jeder, der von 
einer solchen Besatzungsmacht geschädigt 
wurde, einen Anspruch an die Besatzungs­
macht hatte. 

S eitdem ist ja die Entwicklung weiter­
gegangen, seitdem sind die Besatzungsmächte 
endlich aus dem Lande fortgezogen und der 
Staatsvertrag ist in Kraft getreten. In diesem 
Staatsvertrag, der im Mai 1955 in Wien ab­
geschlossen wurde, hat der österreichische 
Staat hinsichtlich der Besatzungsmächte fol­
gendes getan: Er hat auf der einen Seite, 
wie auch an anderen Stellen, auf die klaren 
Ansprüche der österreichischen Staatsangehö­
rigen, soweit sie besatzungsgeschädigt sind, 
zum Nachteil dieser österreichischen Staats­
angehörigen gegenüber den alliierten Mächten 
verzichtet. Er hat aber auf der anderen 
S eite in demselben Artikel 24 im Abs. 2 die aus­
drückliche Verpflichtung übernommen, nun 
an Stelle der Besatzungsmächte, die den 
Schaden herb eigeführt haben und zu v er­
antworten hätten, die S chadensansprüche der 
österreichischen Staatsbürger zu erfüllen. Ins­
besondere heißt es also dort: 

"Die österreichische Regier ung stimmt z u, 
eine billige Entschädigung in Schillingen den 
Personen zu leisten, die dim Streitkräften der 
Alliierten oder Assoziierten Mächte im öster­
reichischen Staatsgebiet auf Grund von Requi­
sition Güter geliefert oder Dienste geleistet 
haben und ebenso eine Entschädigung zur 
Befriedigung von Ansprüchen aus Nicht­
kampfschäden gegen die Streitkräfte der Alli­
ierten oder Assoziierten Mächte, die auf öster­
reichischem Staatsgebiet entstanden sind." 

Also Ö sterreich hat sich verpflichtet, alle 
Nichtkampfschäden angemessen zu entschä­
digen, so wie es dem Völkerrecht entspri cht. 

Und hier - ich habe schon im Ausschuß 
darauf hingewiesen - ist es so, daß dieser 
Staatsvertrag, in dem diese Verpflichtung 
Österreichs festgelegt ist, durch die Verlaut­
barung im Bundesgesetzblatt die Kraft eines 
Gesetzes erlangt hat und daß diese Ver­
pflichtung, die Ö sterreich übernommen hat, 
eine gesetzliche Verpflichtung Österreichs ge­
worden ist. 

Die Republik Österreich ist daher nicht 
berechtigt, von den nun einmal übernommenen 
Verpflichtungen abzugehen und etwa nur einen 
Teil dieser Nichtkampfschäden zu entschädigen. 
Sie darf nicht durch ein Gesetz die über­
nommene Verpflichtung auf bestimmte 
S chadensgruppen einschränken. Das verstößt 
gegen den Staatsvertrag, der die Kraft eines 
Gesetzes hat, und zwar eines Gesetzes, das auf 
internationaler Basis ruht. 
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Der voriges Jahr eingebrachte Gesetzentwurf 
hat aber diesen unzulässigen Weg beschritten, 
und leider hat auch der Herr Finanzminister 
im Ausschuß eine gleichartige Erklärung ab­
gegeben. Der Herr Minister hat zunächst 
erklärt, daß der Ministerrat über einen neuen 
Gesetzentwurf, weil der vorjährige absolut 
unbefriedigend war, noch einmal beraten 
und ihn beauftragt habe, eine Enquete ab­
zuhalten. Der Herr Minister hat erklärt, 
daß eine solche Enquete veranstaltet wurde. 
Ich habe gleich darauf bei den Organisationen 
der Besatzungsgeschädigten nachgefragt, ob 
eine solche Enquete stattgefunden hat. Man 
hat ja nie etwas in der Zeitung darüber gelesen. 
Und da wurde mir die Antwort zuteil, eine 
Enquete hätte nicht stattgefunden, es seien 
nur Einzelpersonen von den verschiedenen 
Gruppen fallweise zu Gesprächen im Finanz­
ministerium herangezogen worden. In so 
einem Fall kann man aber doch nicht von 
einer Enquete sprechen, weil bei einer solchen 
eben alle interessierten Gruppen gleichzeitig 
und gemeinsam zu einer Besprechung ein­
zuladen sind; aber offenkundig hat man sich 
gescheut, das zu tun, weil dann vielleicht 
diejenigen, die unzufrieden sind, in allzu 
großer Zahl vereinigt gewesen wären. 

Der Herr Minister hat sich ferner in seiner 
Erklärung auf den Boden des vorjährigen 
Entwurfes gestellt, wonach der Bund nur 
Hausratsschäden, Gebäudeschäden und Belag­
schäden, die durch langdauernde Beschlag­
nahme entstanden sind, entschädigen soll. 
Dagegen hat er ausdrücklich gesagt, daß andere 
Schäden, wie etwa Industrieschäden und 
Landwirtschaftsschäden, die außerhalb der 
früher genannten Gruppen liegen, nicht ent­
schädigt werden sollen. 

I ch habe schon früher gesagt, daß der 
Staatsvertrag keinen Unterschied macht, ob 
der Betroffene ein Landwirt, ein Industrieller, 
ein Hausherr oder ein Mieter oder was 
sonst ist. Alle Nichtkampfschäden sind ent­
sprechend zu entschädigen, und es ist daher 
mit dem Staatsvertrag unvereinbar, wenn ein 
österreichisches Gesetz die Entschädigung nur 
auf bestimmte Gruppen von Schäden ein­
schränken wollte. Wenn das tatsächlich ge­
schehen sollte - wir werden immer wieder 
unsere Stimme dagegen erheben -, so müßten 
die Geschädigten eben den letzten Weg 
beschreiten, der ihnen offensteht - und sie 
haben ihn zum Teil beschritten -, sie müßten 
den Bund auf Einhaltung der im Staatsvertrag 
festgelegten Verpflichtung klagen. 

Außerdem ist es so, daß für die sogenannten 
Belagschäden nicht volle Entschädigung ge­
währt werden soll, sondern, wie der Herr 
Minister auch im Ausschuß gesagt hat, in den 

meisten Fällen nur 60 Prozent des Verkehrs­
wertes entschädigt werde::} sollen. Der letz-be 
Gesetzentwurf, der voriges Jahr im Dezember 
das erstem al hier im Hause eingebracht wurde, 
sieht in dieser Beziehung noch viel Ungünsti­
geres vor. Ea ist dort die Entschädigung 
abgestuft und eine Skala aufgestellt von 
20 Prozent - das beginnt mit den J :ihren 1945/ 
46 - bis zu 100 Prozent. Also man tut so: 
Wenn der Schaden weiter zurückliegt, soll 
der Betreffende nur 20 Prozent bekommen. 
Dann steigt das allmählich, und nur wenn 
der Schaden in jüngerer oder jüngster Zeit 
erfolgt ist, dann soll der volle Verkehrswert 
ersetzt werden. Das ist natürlich auch eine 
unzulässige Art und Weise, denn es ist doch so: 
Wenn ein solcher Schaden zugefügt wurde, 
der eben eine Wiederanschaffung des ent­
führten Gutes oder eine Wiederinstandsetzung 
des beschädigten Gutes, eines Hauses oder 
was es sonst ist, erfordert, dann ist naturgemäß 
die Entschädigung zu leisten, bemessen nach 
dem Verkehrswert in jenem Zeitpunkt, in dem 
der Geschädigte endlich zu dem Geld kommt, 
um diesen Schaden zu beseitigen, in dem dann 
endlich der Bund seine Verpflichtungen erfüllt 
und den Entschädigungsbetrag auszahlt, und 
nicht bemessen nach dem Zeitpunkt, in dem 
der Schaden eingetreten ist. Das liegt zurück, 
damals konnte der Schaden gar nicht behoben 
werden, weil ja die alliierte Macht etwa noch 
in dem Haus saß und es sich gar nicht fest­
stellen läßt, in welchem Zeitpunkt der Schaden 
entstanden ist. Es ist selbstveratändlich und 
entspricht allgemeinen Rechtsgrundsätzen, daß 
der Schaden nach dem Zeitpunkt, in dem er 
behoben werden kann, wann also der Betref­
fende zu dem Geld kommt, und nicht nach 
einem früheren Zeitpunkt zu bemessen ist. 

Wenn der Bund augenblicklich nicht ge­
nügend :Mittel haben sollte, um diese ge­
waltigen Schäden auf einmal zu entschädigen 
und abzugelten, dann bleibt ihm nichts 
andres übrig, als daß er, so wie es sonst auch 
im täglichen Leben vorkommt, seine Ver­
pflichtung allmählich, etappenweise, ratenweise 
erfüllt. Wenn sich ein Mann mit beschränkten 
Mitteln ein Gut kaufen will und nicht das 
nötige Geld hat, dann macht er eben einen 
Ratenkauf und zahlt seine Verpflichtungen 
in Raten ab . Und wenn der Bund nicht 
genügend Geld hat, um das auf einmal hin­
zulegen, was die Besatzungsgeschädigten zu 
bekommen hätten, dann muß er eben Jahr 
für Jahr entsprechende Raten zahlen, um 
seine Schuldigkeit zu tilgen. Ein anderer 
Weg ist da nicht gegeben. 

Es geht auch nicht an, daß der Geschädigte, 
wenn vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ein 
sogenannter Vergleich geschlossen wurde, dar­
über hinausgehende Ansprüche nicht mehr 

72 
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geltend machen kann. , Das hat der vorherige 
Entwurf vorgesehen, und diesen Grundsatz 
hat auch der Herr Minister im Ausschuß 
wiederholt. Darauf ist zu' sagen: Solche 
sogenannten Vergleiche sind unter Druck 
und Zwang geschlossen worden, und es ist 
daher nicht zulässig, daß sie nun die Grundlage 
bilden sollen, denn schon nach den Grund­
sätzen des bürgerlichen Rechtes sind solche 
unter Druck und Zwang und begründeter 
Furcht abgeschlossenen Verträge ungültig, 
sind null und nichtig. Es war nichts anderes 
als eine Erpressung, was da an den Besatzungs­
geschädigten geschehen ist, daß man ihnen 
gesagt hat: Wir geben dir deine Wohnung 
nicht, wir geben dir dein Gut nicht frei, wenn 
du nicht unterschreibst, daß du für deinen 
Schaden voll entschädigt bist durch den 
Vergleich, der niemals eine völlige Entschädi­
gung vorgesehen hat. Ein Rechtsstaat darf 
niemals solche von den Besatzungsmächten 
oder ihren österreichischen Handlangern ab­
gepreßten Vergleiche anerkennen und damit 
jede weitere Zahlung ablehnen. Er darf 
lediglich die bereits geleisteten Zahlungen in 
Anrechnung bringen. Vorauszahlungell wurden 
aber bisher nur in sehr beschränktem Maße 
und unter allen möglichen einschränkenden 
Bedingungen gewährt. Bis vor kurzem war 
es so, daß man verlangte, daß der Betreffende 
schon ein ziemlich hohes Alter erreicht haben 
mußte und daß die Beschlagnahme des Gutes 
sehr lange Zeit gedauert haben mußte, wenn 
er überhaupt einen Vorschuß bekommen wollte. 
Auch die Höhe des Vorschusses war sehr 
beschränkt. Es war der einzige erfreuliche 
Punkt in der Erklärung des Herrn Ministers 
im Ausschuß, daß er festgestellt hat, er habe 
Auftra,g gegeben, daß diese Vorauszahlungen 
nun in der Höhe von zwei Dritteln und nicht 
bloß von einem Drittel der Beträge des in 
Ausarbeitung stehenden Gesetzes geleistet wer­
den solle·n. 

Aber auch dieser Vorgang ist noch höchst 
bedenklich, daß man einen schlechten Gesetz­
entwurf, den das Parlament voriges Jahr nicht 
verabschiedet hat, weil er so schlecht war, 
nun zur Grundlage, als Maßstab nimmt für 
das, was vorläufig an Vorauszahlungen geleistet 
werden soll. Es ist doch etwas Außergewöhn­
liches, daß man einen internen Gesetzentwurf, 
der nicht die Billigung des Parlaments gefunden 
hat, als Grundlage für die Gewährung von 
Vorauszahlungen nimmt. Der einzelne ist 
dabei völlig der Willkür der Finanz behörde 
ausgesetzt, da er überhaupt nicht kontrollieren 
kann, ob das zur Grundlage Genommene 
richtig angewendet worden ist, weil ihm 
doeh die Sätze, die darin enthalten sind, 
nicht bekannt sind. Es handelt sich ja nicht 
um ein verabschiedetes Gesetz, sondern um 

einen internen Entwurf. In einem absolut 
regierten Staat könnte nicht anders vor­
gegangen werden, ja es würde vielleicht 
besser vorgegangen werden. Es ist auch nicht 
zulässig, die Entschädigungssumme im Einzel­
fall zahlenmäßig mit einer Höchstsumme zu 
begrenzen, wie der vorige Gesetzentwurf es 
vorgesehen hat. Auch das ist mit den all­
gemeinen Schadenersatzgrundsätzen nicht ver ­
einbar. 

Endlich ist zu sagen, daß der für das 
Jahr 1 957 für die gedachten Zwecke, also vor­
läufig für die Vorauszahlung vorgesehene 
Betrag von 135 Millionen Schilling für Besat­
zungsschäden natürlich völlig unzulänglich ist. 

Aber noch etwas habe ich auf diesem Gebiete 
zu erwähnen. Die Finanzverwaltung hat die 
von den Besatzungsmächten seinerzeit be ­
schlagnahmten Möbel und Einrichtungsgegen­
stände, soweit die Besatzungsmächte sie nach 
ihrem Abzug überhaupt zurückgelassen und 
nicht mitgenommen haben - die schöneren 
Sachen haben diese Helden ja mitgenommen -, 
in verschiedenen Lagern und Bundesmobilien­
depots zusammengestellt, um den Geschädigten 
die Besichtigung und Agnoszierung der Gegen­
stände zu ermöglichen. Ich habe das seinerzeit 
selber angeregt, als wir hier im Hause das Ver­
gütungsgesetz behandelt haben und dort ein 
Paragraph eingefügt wurde, der vorsieht, daß 
diese zurückgelassenen, seinerzeit von den 
Alliierten gewaltsam an sich gezogenen Sachen 
letzten Endes vom Bunde freihändig ver­
äußert werden sollen und der Bund daraus 
noch einen Gewinn ziehen soll. Ich habe damals 
angeregt, daß man doch zunächst so wie bei 
einer gefundenen Sache die Dinge zusammen­
stellen und ausstellen muß, damit der einzelne 
wenigstens jetzt, da diese bösen Besatzungs­
mächte abgezogen sind, vielleicht noch zu 
seinem Gute kommen kann, und daß man den 
Geschädigten natürlich zuerst die Möglichkeit 
geben muß, die entwendeten Sachen wieder 
zurückzu bekommen. 

Diesen Gedanken hat man aufgenommen und 
durchgeführt. Man hat eine große Anzahl von 
Depots angelegt, aber nicht gerade sehr ge­
schickt. In Wien allein sind, glaube ich, vier 
oder fünf solcher Lager, und der einzelne muß 
nicht bloß in das eine, sondern in vier in ganz 
verschiedenen Bezirken gelegene Depots gehen, 
um überhaupt einen Überblick zu bekommen, 
ob noch etwas von seinen Sachen da ist. In 
Niederösterreich ist. die Angelegenheit noch 
viel umständlicher, und vielfach ist es so, 
daß ein Geschädigter zum Schluß, wenn er alle 
Lager durchwandert und alle diese Dinge 
durchgesehen hat, was ihm viel Zeit und viel 
Geld kostet, feststellen muß: Von all den 
Dingen, die mir weggenommen wurden, ist 
überhaupt nichts da. 
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Umgekehrt kommt es vor, daß sich für 
verschiedene dort zusammengestellte und auf­
gestellte Gegenstände bisher niemand gemeldet 
hat, vielleicht deswegen, weil es den Leuten 
zu beschwerlich, zu umständlich und zu zeit­
raubend ist, alle diese Lager der Reihe nach 
ab zuklappern und abzusuchen. Das End­
ergebnis ist dann, daß der Bund viele der aus­
gestellten Gegenstände, für die sich niemand 
gemeldet hat, nach den Bestimmungen des 
Vergütungsgesetzes freihändig verkaufen kann. 

In diesem Zusammenhang ist von den 
Besatzungsgeschädigten immer wieder der sehr 
begreifliche Wunsch ausgesprochen worden, 
daß sie b eim Verkauf der Möbel und Einrich­
tungsgegenstände bevorzugt berücksichtigt 
werden sollen. Diese Forderung scheint uns 
sehr gerecht und berücksichtigungswÜl'dig zu 
sein. Auf diese Weise könnte der zugefügte 
Schaden irgendwie gemildert werden. Vor 
allem könnte der Bund seine große Schuld, die 
er noch nicht abgestattet hat, etwas verringern, 
indem er bei dem freihändigen Verkauf dieser 
übriggebliebenen Sachen nun einmal großzügig 
vorgeht und sagt, in erster Linie werden sie 
nur an Besatzungsgeschädigte zu billigen 
Preisen abgegeben, damit sie auf dies e Weise in 
die Lage kommen, sich für ihre requirierten 
Güter teilweise das nachzuschaffen, was ihnen 
weggenommen wurde. Ich möchte es noch 
einmal dem Minister ans Herz legen, diese 
Dinge so zu behandeln. 

Nun will ich Abschied nehmen von dieser 
bedauerlichen Gruppe der Besatzungsgeschä­
digten und mich zu einer anderen, ähnlichen, 
verwandten und ebenso bedauernswerten 
Gruppe wenden, das sind die Bombenge­
schädigten oder die Kriegssachgeschädigten, 
die seit noch längerer Zeit geschädigt sind als die 
Besatzungsgeschädigten. (Zwischenrufe des Abg. 
Dengl e r.) 

Bundeskanzlers ist in einer Extraausgabe 
dieses Verbandes der Bombengeschädigten 
wörtlich wiedergegeben -: 

"Der Herr Vorredner hat schon hingewiesen 
auf Ihre Wünsche," - das sagte er zu den Bom­
bengeschädigten - "die Sie gegenüber dem 
österreich ischen Vaterlande haben und daß 
sozusagen heute mit dem Schadensgesetz die 
Gutmachung für alle diejenigen, die noch 
nicht durch staatliche Maßnahmen entschädigt 
worden sind, begonnen werden soll. Ich 
verweise darauf, daß ich in Graz schon der 
Delegation Ihrer Organisation eine Zusage 
gemacht habe, daß positiv sofort nach den 
Wahlen in Verhandlungen über Ihre Ansprüche 
eingetr eten werden wird." 

Dann hat der Herr Bundeskanzler die Be­
mühungen um die Stabilisierung der Währung 
dargestellt und hat dann weiter fortsetzend 
wört1ich erklärt: 

"Ich habe mir Ihre Forderungen, die Ihre 
Vertreter mit der ÖVP Wien besprochen haben, 
angesehen und erkläre Ihnen, daß über alle 
diese fünf Punkte zu reden ist und daß wir 
darüber auch möglichst rasch zu einer Einigung 
kommen werden. 

Diese fünf Punkte sind : 1. Die Stundung 
der Rückzahlungsraten der Hausratsdarlehen. 
2. Kredite zu ERP-Zinsfuß für das Gewerbe, 
das bisher aus den Kreditakti9nen ausge­
schlossen war. 3. Begünstigung für die bomb en­
geschädigten Alt mieter . 4. Errichtung einer 
staatlichen Stelle für die Schadensaufnahme. 
5. Die Schaffung eines Beirates seitens der 
Geschädigten, um mit ihnen gemeinsam das 
neue Kriegsschadensgesetz zur Ausarb eitung 
zu bringen." 

Dann sagte er weiter: "Ich bin Realpolitiker 
und will nicht mehr versprechen, als ich halten 
kann. Was haben Sie von großen Versprechun­
gen, wenn sie dann nicht durchgeführt werden 
können 1 

Herr Kollege Dengier ! Hören Sie nur zu! Wir können uns nun, verehrte Frauen und 
Dazu sind wir Abgeordnete da, um auf diese Herren, auf den Alliierten Rat und die Be­
Dinge hinzuweisen. ( Wei tere Zwischenrufe des satzungstruppen nicht mehr ausreden. H eute 
Abg. Den gler.) Hören Sie gut zu, vielleicht liegt die Verantwortung auf uns allein. - Und 
wird Ihnen manches wieder in Erinnerung warum soll es in diesem Lande noch Öster-
�mm�! Ö reicher und sterreicherinnen geben, die 

Hinsichtlich der Bombengeschädigten hat Schaden litten und denen Unrecht geschah in 
der Herr Finanzminister im Ausschuß gesagt, den schweren Jahren, die wir während des 
der Herr Bundeskanzler habe vorgeschlagen, Krieges und nach dem Kriege mitmachen 
eine etappenweise Befriedigung gewisser Forde- mußten 1 - Es ist unsere Pflicht, aus diesen 
rungsgruppen zu erreichen;. für die nächsten Leuten ebenfalls zufriedene Österreicher zu 
Monate sei darüb er eine Aussprache mit den machen. Ich werde daher mit meinen Regie­
interessierten Kreisen zur Ausarbeitung eines rungskollegen unmittelbar, bis die neue Regie­
Gesetzentwurfes in Aussicht genommen. rung gebildet ist, Fühlung nehmen und dann 

Dazu möchte ich in Erinnerung bringen, daß mit Ihren Vertretern in Verhandlungen ein­
der Herr Bundeskanzler am 30. April dieses treten. Sie mögen sich selber ein bevollmäch­
Jahres in einer Großversammlung des Landes- tigtes Verhandlungskomitee zusammenstellen, 
verbandes Wien der Bomb engeschädigten fOI- , daß wir dann rasch zu einem Resultat über Ihre 
gendes erklärt hat - die Rede des Herrn Wünsche kommen. Das ist meine Absicht, 
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die ich erfüllen werde, und ich glaube, wenn 
wir wieder einmal zusammenkommen, werden 
wir sagen können: Es ist wieder eine öster­
reichische Meisterleistung durchgeführt 
worden." 

So also sprach der Herr Bundeskanzler am 
30. April dieses Jahres in einer Großversamm­
lung im Konzerthaussaal. Versteht sich, knapp 
vor den Wahlen ! Nun, das Wahlversprechen 
ist bis heute nicht eingehalten worden. Die 
"österreichische Meisterleistung" steht noch 
immer aus, und die Bombengeschädigten 
haben neuerlich im Herbst dieses Jahres, und 
zwar am 24. Oktober, eine Großkundgebung im 
Musikvereinssaal abgehalten und dort bittere 
Klage geführt, daß es trotz aHer Beteuerungen, 
die damals erfolgt sind, bei einem leeren Ver­
sprechen geblieben ist. Es ist daher aller­
höchste Zeit, daß der Herr Kanzler sein Wort 
einlöst und die Regierung ein Kriegssach­
schädengesetz ausarbeiten läßt. 

Ich will zur Vervollständigung des Bildes 
sagen, daß auch die SPÖ geschrieben hat, und 
zwar der Herr Abgeordnete Probst der 
den Bombengeschädigten erklärt hat, daß die 
SPÖ sich eingesetzt habe und weiter einsetzen 
werde, um das Los der Bombengeschädigten 
zu erleichtern. Man braucht nur zu erfüllen, was 
man versprochen hat. Dies umsomehr, als im 
§ 1044 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetz­
buches geschrieben steht: "Die Verteilung 
der Kriegsschäden wird nach besonderen 
V orschriften von den politischen Behörden 
bestimmt. " 

Daher ist Österreich nach der schon weit 
über 100 Jahre bestehenden Vorschrift des 
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches ver­
pflichtet, endlich zur Erlassung eines Kriegs­
sachschädengesetzes zu schreiten. Andere 
Staaten haben ein solches Gesetz schon längst 
beschlossen: England, Frankreich, Italien, selbst 
das kleine Finnland und auch die Bundes­
republik Deutschland in Gestalt ihres Lasten­
ausgleichsgesetzes. Nur in Österreich ist bisher, 
von der Landwirtschaft abgesehen, die eine 
rühmliche Ausnahme bildet, nichts geschehen, 
denn auch das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 
und die Hausratsdarlehen für Born benge­
schädigte sind nicht eigentliche Entschädigun­
gen, sondern nur Darlehensaktionen und keine 
Schadenvergütung im Sinne des § 1044 des 
bürgerlichen Gesetzbuches. Das muß man 
einmal zur Kenntnis nehmen. Der bomben­
geschädigte Hausherr bekommt für das wieder­
aufgebaute Haus keinen Zins, die Mieter zahlen 
nur die Zinsen und die Amortisationsquoten 
an den Fonds, und das Ende dieser Rück­
zahlungen erleben weder der Hausherr noch 
seine Kinder. Es wird also hier endlich daran­
gegangen werden müssen, ein echtes Kriegs­
sachschädengesetz zu schaffen. 

Eine weitere Gruppe materiell schwer Ge­
schädigter sind die Rückstellungsbetroffenen, 
welche schon wiederholt ihre Forderungen 
bekanntgegeben haben. Das hat in früheren 
Gesetzgebungsperioden auch dazu geführt, daß 
sowohl die ÖVP als auch wir einen umfang­
reichen Gesetzesantr�g eingebracht haben, um 
hier das Recht herzustellen und die zu Unrecht 
Geschädigten irgendwie zu entschädigen. Aber 
leider war der weitere Verlauf ja der, 
daß die ÖVP zu ihren eigenen Anträgen nicht 
gestanden ist und daß die SPÖ überhaupt nichts 
dazu beigetragen hat, um diese ungerechte 
Auswirkung der Rückstellungsgesetzgebung zu 
beseitigen. Es wird eine der Aufgaben sein, _die 
die österreichische Delegation im Zuge der 
deutsch-österreichischen Verhandlungen zur 
Durchführung des Staatsvertrages erfüllen muß, 
hier bei diesen Verhandlungen auch die Forde­
rungen der österreichischen Rückstellungsbe­
troffenen geltend zu machen, soweit sie an das 
Deutsche Reich gerichtet sind; denn es ist 
doch vielfach so, daß diese Rückstellungsbe­
troffenen vom Deutschen Reich, von der 
Finanzverwaltung des Deutschen Reiches im 
guten Glauben und im Vertrauen darauf, 
daß man vom Staat etwas erwerben kann, 
Grundstücke erworben haben. Nachher mußten 
sie das redlich Erworbene zurückgeben, ohne 
irgendeine Entschädigung dafür zu bekommen. 
Und ihr Entschädigungsanspruch richtet sich 
nun einmal gegen das Deutsche Reich, das ja 
ursprünglich dieses Gut eingezogen und dann 
an andere veräußert hat. Es wären also diese 
berechtigten Forderungen der Rückstellungs­
betroffenen, die Ansprüche an das Deutsche 
Reich haben, im Zuge dieser· Verhandlungen 
geltend zu machen. 

Wir selbst haben neuerlich in dieser Budget­
debatte einen Antrag eingebracht, in welchem 
wir die Regierung aufgefordert haben, ein 
Lastenausgleichsgesetz einzubringen. Durch die­
ses sollen Schäden und Verluste, die sich infolge 
Vertreibungen und Zerstörungen während des 
Krieges und der Nachkriegszeit ergeben haben, 
sowie die besonderen Härten, die infolge der 
Rückstellungsgesetzgebung eingetreten sind, 
abgegolten oder wenigstens weitgehend ge­
mildert werden. Beide Regierungsparteien 
haben bedauerlicherweise diesen sehr begründe­
ten sozialen Antrag, der den verschiedenen 
geschädigten Gruppen Hilfe bringen wollte, 
abgelehnt. 

Zu den Geschädigten gehören ferner auch 
jene Österreicher, deren Auslandsvermögen 
von dem betreffenden Staat bisher entschädi­
gungslos eingezogen wurde. Die Verhandlungen 
mit den Nachbarstaaten, die wir als Räuber­
staaten bezeichnen können, wegen einer ange­
messenen Entschädigung für dieses enteignete 
Vermögen haben bisher zu keinem Ergebnis 
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geführt. Aber selbst jene Österreicher, welche 
Vermögen in Jugoslawien besessen hatten und 
die gemäß Artikel 27 Abs. 2 des Staatsver­
trages nun einen Entschädigungsanspruch 
gegen die Republik Österreich haben, wurden 
von Österreich bisher nicht entschädigt. Der 
vom Herrn Finanzminister eingenommene 
Standpunkt, daß die Verhandlungen mit J ugo­
slawien beeinträchtigt werden würden, wenn 
Österreich seine Verpflichtungen gegenüber 
seinen eigenen Staatsangehörigen erfüllen würde 
- der Herr Abgeordnete Stürgkh hat auch 
schon einmal Vorstellung erhoben -, kann 
nicht gebilligt werden. Österreich hat seine 
Verpflichtung zu erfüllen und kann sich mit den 
Zahlungen, die es dann von Jugoslawien im 
Verhandlungswege hereinbringen sollte, schad­
los halten, aber es kann nicht die Geschädigten, 
die einen Rechtsanspruch gegen die Republik 
Österreich haben, einfach ewig hinhalten und 
nichts zur Erfüllung seiner Schuld tun. 

Von jenen Österreichern, welche infolge des 
österreichischen Forderungsverzichtes gegen­
über Deutschland geschädigt wurden, habe ich 
schon beim Kapitel Bundeskanzleramt ge­
sprochen. Zu diesen geschädigten Gläubigern 
gehören insbesondere auch die öffentlich­
rechtlichen Bediensteten, die eben von 1938 
bis 1945 im Dienst des Deutschen Reiches 
gestanden sind oder vielleicht überhaupt nur 
in diesem Zeitpunkt im öffentlich-rechtlichen 
Dienst waren, weil sie vorher vielleicht noch zu 
jung waren und daher erst , nach 1938 einge­
treten sind. Ihre berechtigten Forderungen 
werden ebenfalls von Österreich bei den 
weiteren Verhandlungen mit der Bundes­
republik Deutschland geltend gemacht werden 
müssen. Denn auf jeden Fall trifft Österreich 
auch in diesem Falle, falls nicht von Deutsch­
land her ein Beitrag geleistet wird, eine Ent­
schädigungspflicht, und zwar, das muß ich be­
tonen, gleichgültig, ob es im Staatsvertrag aus­
drücklich festgelegt ist oder nicht, denn nach 
allgemeinen Grundsätzen trifft den, der ent­
eignet hat, also hier die Republik Österreich, 
eine Entschädigungspflicht nach dem § 365 des 
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches. 

Wenn man den Staatsvertrag ansieht, so 
sieht man, daß dort eine ausdrückliche Ent­
schädigungspflicht der Republik festgelegt ist, 
wo Österreich auf Forderungen, die gegenüber 
den Alliierten bestanden haben, verzichtet hat. 
Denn es ist begreiflich, daß die Alliierten als 
Vertragspartner ausdrücklich gewünscht haben, 
daß die Entschädigungspflicht Österreichs im 
Staatsvertrag festgelegt wird, aber dort, wo 
nicht die Alliierten, sondern andere die Schuld­
ner sind, wo etwa das Deutsche Reich steht, 
ist das anders ; das heißt aber nicht, daß keine 
Entschädigungspflicht vorhanden ist, weil sie 

schon nach den Bestimmungen des bürgerlichen 
Gesetzbuches gegeben ist. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit noch 
auf etwas hinweisen, und zwar auf die 
unbefriedigenden Auswirkungen des Ver­
sicherungswiederauf baugesetzes, das wir im 
Herbst 1955 hier mit den Kapitalmarkt­
gesetzen verabschiedet haben. Nicht befriedi­
gend sind die mit dem Versicherungswiederauf­
baugesetz gemachten Erfahrungen. So ist 
nach § 8 Abs. 2 dieses Gesetzes vorgesehen, daß 
jeder Versicherte, der Rentenzahlungen aus vor 
dem 1 .  Jänner 1 946 abgeschlossenen Ver­
sicherungsverträgen zu bekommen hat, einen 
Rentenbetrag - so steht es im Gesetz - im 
Mindestbetrage von 500 S erhalten soll. Diese 
Versicherten, die hofften, nun wenigstens 500 S 
monatlich zu bekommen, wurden aber durch die 
Praxis enttäuscht, weil man nun außerdem eine 
Höchstgrenze im Gesetz genannt hat, die in 
Widerspruch steht mit der Mindestgrenze und 
die durch die vertragsmäßig vereinbarte 
Leistung gezogen ist. Durch diese doppelte 
Grenzziehung sind insbesondere jene Versicher­
ten schwer getroffen, welche seinerzeit, lange 
vor 1938, auf Goldschilling lautende Ver­
sicherungen eingegangen waren. Diese Gold­
schillingklauseln wurden dann in der deutschen 
Zeit aufgehoben, und schließlich wurde die 
Papiermar� einem Schilling gleichgesetzt und 
so umgerechnet. Infolge dieser mehrfachen 
Eingriffe in den ursprünglichen Versicherungs­
vertrag bekommen nun die Bet.roffenen ganz 
niedrige Renten, die weit unter der Mindest­
grenze von 500 S liegen. Es ist mir da ein 
konkreter Fall vorgetragen worden : Die be­
treffende Person hat im Jahre 1 926 einen auf 
Goldschilling, auf monatlich 200 Goldschilling 
lautenden Lebensversicherungsvertrag abge­
schlossen. Sie hatte entsprechend hohe Ver­
sicherungsbeiträge eingezahlt, und das Ender­
gebnis ist, daß sie nun eine R ente von sage und 
schreibe 180 S monatlich erhält. Das ist also 
schwer enttäuschend. In der Privatversiche­
rung wurden die Renten, wie man sieht, noch 
viel weniger aufgewertet als in der Sozialver­
sicherung, und der § 8 des Versicherungswieder­
auf baugesetzes mit seiner Mindestgrenze von 
500 S monatlich erweist sich dann doch als 
eine grobe Irreführung, auf die mancher Abge­
ordnete im September 1 955 hereingefallen sein 
dürfte. Ich möchte zu erwägen geben, ob 
man diese Bestimmungen nicht doch noch 
einer Revision unterziehen möchte. 

Und nun zu einem ganz anderen Kapitel. 
Ich möchte jetzt einmal nicht von Geschädigten 
sprechen, sondern von etwas, was den Herrn 
Minister auch interessieren dürfte, weil er ja 
für Autobahnen und Autostraßen immer 
Interesse bekundet hat und diese Sache 
letzten Endes natürlich auch den Finanz -
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minister sehr maßgeblich angeht. Ich möchte 
auf folgendes hinweisen: 

Österreich liegt eingebettet zwischen 
Deutschland und Italien, so wie Ottokar von 
Horneck in Grillparzers Dichtung sagt: "In­
mitten dem Kind Italien und dem Manne 
Deutschland liegst du, der wangenrote Jüngling, 
da. "  Das ist unsere Lage, und das ist auch die 
Lage der Schweiz. Insofern ist sie gleichartig. 
Wir sind nun eben einmal das Land, das passiert 
werden muß von jenen tausenden, ja Millionen 
Reisenden, die dem Zug vom Norden nach 
dem Süden folgen, die von Deutschland nach 
dem sonnigen Italien fahren, und das tun sie 
heute mehr und mehr, sie tun es nicht nur mit 
der Bahn, sondern in zunehmendem Maße auch 
mit den Autos.  Der Herr Kollege W allner hat 
ja erst vorgestern, als wir im Eilzugstempo 
das Kapitel Handel behandelt haben - wo ich 
diese Sache beim Straf3enbau anbringen wollte-, 
darauf hingewiesen, daß im Monat August 
des gegenwärtigen Jahres 3,84 1 .000 Personen 
mit dem Auto über die Grenze gekommen sind 
und nur 718 .000 Personen per Bahn nach 
Österreich eingereist sind. Diese zwei Zahlen 
zeigen ja die Bedeutung des Autoverkehrs. 

Nun ist also die Lage so, daß im großen gesehen 
nur einige ,venige Alpenstraßen, die sich auch 
für den Autoverkehr eignen, auf dieser öster­
reichischen Strecke liegen, die Deutschland von 
Italien trennt. Es ist der Reschenpaß, der 
Nordtirol mit Südtirol verbindet in einer Höhe 
von 1510 m, dann der gut bekamlte 
Brennerpaß, der ehlzige wirklich tiefe Paß , 
dieser mit bloß 1374 m, dann ist es schon 
die Großglocknerstraße in 2500 m Höhe, 
daher nur im Sommer befahrbar, anschließend 
kommen im Osten der Katschberg, 1 641 m, 
und der Radstädter Tauernpaß, 1738 m hoch, 
im Winter nicht immer befahrbar, und weiter öst­
lich liegen der Triebner Tauern- und der Scho ber­
paß ,  die ZWElor niedriger sind, aber das sind nicht 
mehr Pässe, die für den Verkehr von Deutsch­
land nach Italien in Frage kommen. Für 
diese Nord-Süd-Verbindung für Autos nach 
Italien kommt auf österreichischem Gebiet 
praktisch eigentlich nur die Strecke durch 
Tirol und Salzburg in Frage, und als Winter­
pässe kommen von den genannten anderen nur 
der Reschenpaß und der Brennerpaß in 
Betracht. 

Auf der anderen Seite haben wir als ein sehr 
wesentliches Konkurrenzland eben die Schweiz, 
wo sehr gute Alpenübergänge sind, und vor 
allem trägt man sich dort ernstlich mit dem 
Gedanken, neue Möglichkeiten zu schaffen, 
neue Autostraßen zu bauen, die an ihren 
höchsten Punkten mit Autotunnels verbunden 
sind, sodaß sie im Sommer und im Winter 
befahrbar sind. So ist ein Montblanc-

Tunnel mit 12 km Länge in 1320 m Höhe 
geplant, der ganzjährig befahrbar wäre, 
dann der Bernardino-Tunnel, der Italien mit 
dem oberen Rheintal verbinden soll und nur 
6 km Länge hätte in einer Höhe von 
1 640 m. Bei uns wird seit langem auch 
an den Ausbau der Felbertauern-Straße mit 
de:t;n Felbertauern-Tunnel gedacht mit bloß 
5 km Länge in einer Höhe von 1 620 m. 

Wenn man also die Gesamtsituation be­
denkt und sieht, d(1ß die Schweiz darangeht, 
solche Möglichkeiten zu schaffen und diese 
Verbindungen in nächster Zeit zu errichten, 
so ergibt sich schon daraus die Notwendigkeit, 
daß auch Österreich auf dem Gebiete etwas 
unternimmt , weil wir sonst eben zurückbleiben 
und weil sich dann der gesteigerte große Auto­
verkehr aus Deutschland nach Italien mehr 
und mehr über Schweizer Straßenstrecken ab­
spielen wird. 

Und darum wollte ich bei der Gelegenheit 
auch die Aufmerksamkeit des Herrn Finanz­
ministers auf dieses seit Jahren bestehende 
Projekt einer Felbertauern-Straße hinlenken, 
das, voll ausgebaut, dazu führen würde, daß 
auch die Zubringerstraßen ausgebaut werden, 
die das Salzburger- und das Kärntm3rland 
betreffen und so eine möglichst kurze Verbin­
dung von Osttirol nach Nordtirol überMittersill 
und die Gerlosplatte einerseits, anderseits über 
den Paß Thurn hinauf nach Kitzbühel und 
Kufstein bringen sollen. (Abg. Dr.H e t zenauer :  
Kranebitter hat das schon seit langem gesagt !) 
Ja, das wissen wir, aber wir sagen eben : 
"doppelt genäht hält besser" und lenken daher 
die Aufmerksamkeit des Herrn Finanzministers, 
die im Augenblick nur schwer zu erlangen ist" 
auf dieses Projekt . 

Ich möchte also sagen, daß nach den Unter­
lagen, die wir bekommen haben, die Gesamt­
kosten des Ausbaues der Felbertauern-Straße 
und aller Zubringerstraßen im Norden und 
Süden auf 800 Millionen veranschlagt sind, 
daß 600 Millionen vom Ausland zum Aus­
bau der eigentlichen Felbertauern-Straße 
erwartet werden, die durch Mauten hereinge­
bracht werden sollen, und daß der Bund 
zusätzlich nur 200 Millionen Schilling zum 
Ausbau der Zubringerstraßen aufbringen 
müßte und auch diese nur im vierten und 
fünften Baujahr aufgewendet werden müßten. 

Österreich bekäme auf diese Weise einen 
wintersicheren Alpenübergang, der also nicht 
nur für den Fremdenverkehr, sondern auch 
für den Wirtschaftsverkehr und den Lasten­
verkehr überhaupt geeignet wäre und den 
Vorteil hätte, daß sowohl der nördliche Teil 
der Trasse als auch der südliche Teil auf 
österreichischem Gebiet läge und insbesondere 
eine neue kurze Verbindung auf österreichi­
schem Gebiet zwischen Nord- und Osttirol 
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herstellen würde, abgesehen von den günstigen 
Auswirkungen auf Kärnten und Salzburg, die 
selbstverständlich ebenfalls mit diesem Projekt 
und mit den Zubringerstraßen verbunden 
wären. Ich möchte also bitten, daß man in die 
Nord-Süd-Planung solche zeitgemäße Projekte 
wie dieses Felbertauern-Projekt ernstlich ein­
bezieht. 

Damit komme ich zum Abschluß meiner 
Ausführungen. Aber ich will schon etwas vor­
wegnehmen, um hier nicht noch einmal heraus-" 
kommen zu müssen, und zwar handelt es sich 
um den Dienstpostenplan, den wir dann 
behandeln werden. Dazu darf ich noch einmal 
in Erinnerung bringen, daß man angesichts des 
Notstandes, der beim Verwaltungsgerichtshof 
besteht, wo also 4500 Beschwerdefälle an 
Rückständen vorhanden sind, die zwingende 
Notwendigkeit gesehen hat - wir haben es 
ja auch voriges Jahr gesehen und haben einen 
entsprechenden Antrag gestellt -, den Perso­
nalstand der Richter von 27 auf 31 zu erhöhen, 
weil nur mit dieser Erhöhung um vier 
Dienstposten eine Möglichkeit gegeben ist, den 
Rückstand wenigstens in etwa vier bis fünf 
Jahren abzubauen. 

Wenn diese Erhöhung des Standes der Richter 
aber nicht erfolgt, dann wird man vielleicht 
das Doppelte oder das Dreifache der Zeit 
brauchen, um diesen ungeheuren Rückstand 
abzubauen. Wir haben also einen solchen 
Antrag zum Dienstpostenplan auf Erhöhung 
des Standes der Richter um vier Personen 
eingebracht und haben auch die Möglichkeiten 
aufgezeigt, wie man das machen kann, ohne 
daß dem Bund besondere Kosten daraus er­
wachsen. Die Regierungsparteien waren zu­
nächst dazu bereit, sie haben den Antrag 
mitunterzeichnet, sie haben dann aber plötzlich, 
als sie vom Kanzler einen entsprechenden Ukas 
bekommen hatten, diesen Antrag wieder ver­
lassen - wir sind darauf bestehen geblieben -, 
und der Antrag wurde abgelehnt. Die Schuld, 
wenn der Rückstand weiter in diesem Umfang 
verbleibt und damit die ganze Rechtspflege 
auf dem Gebiete der Verwaltung darniederliegt, 
liegt also nicht bei uns, sondern bei �en Regie­
rungsparteien . (Beifall bei der F PO.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Horn vorgemerkt. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Horn : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Es wäre sehr verlockend, 
auf die Ausführungen einiger meiner Vorredner 
einzugehen, aber ich möchte das unterlassen, 
damit sich die Budgetdebatte nicht so lange 
hinzieht. Ich möchte nur an den Herrn 
Abgeordneten Dr. Gredler die Frage richten, 
ob er sich der Symbolik bewußt war, als er 
gestern in seiner Rede gesagt hat, daß sich seine 

Partei ihr Nest unter dem Schwanzende des 
Adlers gebaut hat. (Abg. Dr. Gred l er :  Nein ! 
Wir wurden von euch dorthin placiert !) 

Ich möchte heute hauptsächlich über die Not 
der Gemeinden sprechen. Mir fällt diese Rede 
insofern leicht, weil der Spezialberichterstatter 
für das Kapitel Finanzen, Dr. VVeism:mn, in 
der letzten Sitzung des Städtebundes ein 
Referat über die Not der Gemeinden gehalten 
und auch eine Resolution eingebracht hat. 
Deswegen bin ich auch der M�inung, daß ich 
mit den Bürgermeistern der Osterreichischen 
Volkspartei auf der gleichen Stufe stehe, sonst 
hätte der Herr Spezialberichterstatter dieses 
Referat ja nicht bringen können. 

Meine Damen und Herren ! Die Gemeinden 
sind das Fundament unseres Staates. Wenn es 
gelingt, dieses Fundament zu sichern und zu 
stützen, dann können alle Stürme, welche über 
uns hinwegbrausen, an unserem Staat keine 
ernsthaften Schäden verursachen. Das schönste 
Dach eines Gebäudes nützt nichts, wenn das 
Fundament die aufgebürdete Belastung nicht 
tragen kann. Erlauben Sie , daß ich einige 
dieser Belastungen anführe, die ich in solche, wel­
che die Personalkosten der Gemeinden erhöhen, 
und in solche, welche eine fühlbare Kürzung 
der Gemeindeeinnahmen mit sich bringen, 
einteile. Zu den ersteren gehören die Personal­
standsaufnahmen jedes zweite Jahr, die Aus­
stellung der Lohnsteuerkarten und Kinder­
beihilfenkarten, die Entgegennahme der Anträge 
auf Familienbeihilfen und die Ausstellung der 
Beihilfenkarten, die Entgegennahme der An­
träge für die Geburtenbeihilfe, 'die Entgegen­
nahme der Anträge für Versorgungsansprüche 
der Angehörigen des Bundesheeres, Erhebungen 
für alle Bundes- und Landesdienststellen sowie 
für die Sozialversicherungsträger, Erhebungen 
für alle Kammern, Auszahlung der Arbeits­
losenunterstützung, Baustatistik, Finanz­
statistik und so weiter. Man könnte das noch 
in das Unendliche ausdehnen. Man müßte dann 
dem Rathaus einen anderen Namen geben. 

Wenn in einzelnen Gemeinden die Personal­
kosten bis zu 60 Prozent des Gesamtbudgets 
ausmachen, dann ist das nicht zuletzt auf die 
Amtshilfe zurückzuführen, welche die Gemein­
den im übertragenen Wirkungskreis zu leisten 
haben. Es gibt heute Gemeinden, die bis zu drei 
Angestellte zusätzlich einstellen mußten, um 
diesen Amtshilfen korrekt nachkommen zu 
können. 

Zur zweiten Gruppe der Belastungen, welche 
die Gemeinden sehr empfindlich treffen, gehört 
vor allem das Bundespräzipuum, welches vom 
Jahre 1952 an folgende Entwicklung genommen 
hat : 1 952 400 Millionen Schilling, 1 953 575 Mil­
lionen Schilling, 1 954 700 Millionen Schilling, 
1 955 700 Millionen Schilling, 1 956 685 Millionen 
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Schilling und 1957 ebenfalls 685 Millionen 
Schilling. Davon bezahlen die niederöster­
reichischen Gemeinden allein einen Betrag von 
65,162.000 S. Das Bundespräzipuum zeigt ja 
eine sinkende Tendenz, und ich hoffe, daß der 
Bund bald auf dieses Notopfer der Gemeinden 
verzichten kann. 

Die Gemeinden erhalten von den gemein­
schaftlichen Steuern und Abgaben Anteile, 
welche jeweils im Finanzausgleichsgesetz fest­
gelegt werden. Ich will Sie mit der Aufzählung 
dieser Steuern und der Anteile der Gemeinden 
nicht belasten. Ich glaube jedoch, daß man das 
Augenmerk darauf richten muß ,  wie sich diese 
gemeinschaftlichen Steuern vom Jahre 1948 
bis 1955 entwickelt haben. Der Anteil des 
Bundes an diesen Steuern betrug im Jahre 1948 
56,8 Prozent, im Jahre 1955 64,4 Prozent. 
Der Anteil der Länder betrug im Jahre 1948 
1 l ,9 Prozent, im Jahre 1955 12,3 Prozent. 
Der Anteil der Gemeinden betrug im Jahre 1 948 
31 ,3 Prozent, im Jahre 1955 nur 23,3 Prozent. 
Während die Anteile des Bundes und der 
Länder stiegen, sind die Anteile der Gemeinden 
um zirka 8 Prozent gesunken. Dies ist unter 
anderem auch der Grund dafür, daß es viele 
Gemeinden gibt, welche bei der Abrechnung 
der Abgabenertragsanteile und der Bezirks­
umlage nicht nur keinen Groschen bekommen, 
sondern an die Kasse der Bezirkshauptmann­
schaft noch Beiträge zu bezahlen h aben. 

Die Stütze der Gemeindefinanzen stellt die 
Gewerbesteuer dar, welche im Jahre 1954 
1 .628,800.000 S, im Jahre 1955 1 .620,800.000 S 
erbrachte und im Jahre 1956 mit 1 .600,000.000 S 
präliminiert war. Man kann hier eine sinkende 
Tendenz feststellen. 

Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1956 ver­
pflichtet die Österreichische Mineralölverwal­
tung, einen Betrag von 300 Millionen Schilling 
als Förderzins an den Bund abzuführen. Durch 
diese Maßnahme hatten 33 niederösterreichische 
Gemeinden einen Gewerbesteuerausfall von 
zirka 30 Millionen Schilling. 

Die Monopolbetriebe des Bundes - Öster­
reichische Bundesbahnen, Postverwaltung -
sind nicht gewerbesteuerpflichtig. Während 
der nationalsozialistischen Zeit haben Bahn 
und Post an die Gemeinden Verwaltungs­
zuschüsse geleistet. Ich verlange für die 
betreffenden Gemeinden die Gewährung eines 
Buncleszuschusses zumindest in der Höhe, 
wie er im letzten Finanzausgleich den Salinen­
gemeinden zuerkannt wurde. (Beifall bei der 
SP().) Außerdem müssen gewisse Gemeinden 
den Gewerbesteuerausgleich für ihr gesamtes 
Gewerbesteueraufkommen leisten. In diesem 
sind aber häufig Nachzahlungen, Zerlegungs­
anteile aus früheren Bemessungszeiträumen 
enthalten. In Niederösterreich entfielen 1954 

vom Gesamtaufkommen der Gewerbesteuer 
48 Prozent - das ist fast die Hälfte - auf 
solche Nachzahlungen. Eine Reihe von Ge­
meinden überschreitet die Jahreskopfquote 
von 450 S nur deshalb, weil sie die Ge­
werbesteuer nicht im Jahre der Fälligkeit 
erhält. Manche Gemeinden würden gar 
nicht unter den Gewerbesteuerspitzenausgleich 
fallen, wenn sie die Gewerbesteuer rechtzeitig 
bekommen würden. Da die Gewerbesteuer 
von den Bundesfinanzämtern verwaltet wird 
- ich möchte hier betonen, die Gemeinden 
erhalten auch keine Auskunft darüber, weil 
es verboten ist -, haben die Gemeinden auf 
den Einzahlungstermin und auf den Zeit­
punkt, in dem die Zerlegungen vorgenommen 
werden, keinen Einfluß. ;  Die Kopfquote soll 
daher nur aus dem auf das betreffende Budget­
jahr tatsächlich entfallenden Aufkommen er­
mittelt werden. 

Einzelne Erdölgemeinden haben heuer auf 
dem Papier ein so hohes Gewerbesteuer­
aufkommen, daß sie auch in den Gewerbe­
steuerspitzenausgleich hineinfallen, obwohl sie 
1958 einen großen Teil der erhaltenen Gewerbe­
steuer zurückzahlen müssen. In diesen Fällen 
ist ein ' Gewer besteuerspitzenausgleich voll­
kommen ungerechtfertigt. 

Die Gemeinden stellen am Anfang eines 
jeden Jahres ihren Voranschlag auf. Sie 
präliminieren die Gewerbesteuer und die Grund­
steuer auf Grund der ihnen vom Amte der 
Landesregierung bekanntgegebenen Meß­
beträge. Mitten im Jahr gewähren dann die 
Finanzäm tel' Billigkeitsmaßnahmen in der 
Form von Abschreibungen, Stundungen und 
Nachlässen, ohne daß die Gemeinden etwas 
davon hören. Das ist j a  ein Steuergeheimnis, 
die Finanzämter geben auch den Gemeinden 
nicht bekannt, welche Gewerbesteuereinnahmen 
einfließen. Wo bleibt hier die Budgethoheit 
und die Budgetsicherheit der Gemeinden ? 
Einzelne Gemeinden sind durch derartige 
Maßnahmen der Finanzämter in große finan­
zielle Schwierigkeiten geraten. Die Gemeinden 
sollen vor etwaigen Billigkeitsmaßnahmen der 
Finanzämter wenigstens angehört werden. 

Für das Jahr 1957 wurde das Gewerbesteuer­
aufkommen mit 1850 Millionen Schilling ver­
anschlagt. Ich hoffe im Interesse der Ge­
meinden, daß diese optimistische Budgetierung 
zutrifft und daß diese Gemeindesteuer durch 
keine Milchpreisstützung und auch nicht durch 
sonstige Aktionen gekürzt werden wird. Die 
Gemeinden brauchen dringendst diese Mittel, 
um wenigstens teilweise die Belastungen, 
welche ihnen nach dem letzten Finanzausgleich 
aufgebürdet wurden, tragen zu können. 

Zu diesen Belastungen gehört der Familien­
lastenausgleich. Der Städtebund hat eine 
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Befragung der Städte in dieser Angelegenheit 
vorgenommen, und es wurde von 145 Städten 
und Industriegemeinden berichtet, daß die 
Belastung nach dem Familienausgleichsgesetz 
rund 12,5 Millionen Schilling beträgt. 

Eine weitere wesentliche Belastung stellt 
die Ausgleichszulage dar . Wenn Baden bei 
Wien 500.000 S, Gmünd 590.000 S, Kloster­
neuburg 650.000 S, Krems 849.000 S zu leisten 
haben, so trifft diese Mehrausgabe die ge­
nannten Gemeinden genau so . hart wie. zum 
Beispiel St. Pölten mit 1 ,400.000 S, Bruck 
an der Mur mit 950.000 S, Wiener Neustadt 
mit 1 ,140.000 S, Graz mit 13,445.000 S. 
Allen diesen Gemeinden fehlt in Wirklichkeit 
die Bedeckung für diese Lasten, welche sich, 
wie zugegeben werden muß, verringert haben, 
da die Ausgleichszulagen im Jahre 1 956 zu 
hoch veranschlagt wurden. Durch die ge­
plante Novellierung des ASVG. wird j edoch 
eine neue wesentliche Belastung der Ge­
meinden entstehen. In diesem Zusammenhang 
muß auch gefordert werden, daß der Finanz­
kraftschlüssel im Familienlastenausgleichs­
gesetz und im ASVG. unbedingt dem Finanz­
kraftschlüssel im Finanzausgleichsgesetz an­
gepaßt wird. 

Eine weitere Belastung ist durch die Handels­
kammer-Altersunterstützung eingetreten, wel­
che nun auf Grund eines Initiativantrages über 
die Pensionsversicherung der Mitglieder der 
Kammer der gewerblichen Wirtschaft dadurch 
bedeutend erhöht werden soll, daß vom Ertrag 
der Gewerbesteuer ein Anteil von 20 Prozent 
als Zuschuß zur Deckung des Rentenaufwandes 
zu verwenden ist. Es handelt sich hiebei 
um einen Betrag von 300 Millionen Schilling. 

Ich bin grundsätzlich für eine Pensions­
versicherung der Wirtschaftstreibenden, je­
doch nicht auf Kosten der schwer um ihre 
Existenz ringenden Gemeinden. Ist Ihnen 
bekannt, daß von 158 Mitgliedsgemeinden 
des Städtebundes 67 ihren ordentlichen Haus­
halt nicht ausgleichen können, daß 69 Städte 
einen unbedeckten Abgang im außerordent­
lichen Haushalt aufweisen ? Das Budgetdefizit 
im ordentlichen Haushalt wurde von den 
67 Städten mit insgesamt 99, 187.000 S be­
ziffert, während sich für die 69 Städte, die ein 
Defizit im außerordentlichen Haushalt ver­
zeichnen, zusammen 1 98,290.000 S Vor­
anschlagspassiven ergeben. Einige besonders 
hart getroffene Gemeinden wissen nicht, wie 
sie am 1 .  Jänner 1957 die Bezüge ihrer Be­
diensteten auszahlen sollen. Die erforder­
lichen Barmittel dafür sind nicht vorhanden. 
Ich glaube, daß in Anbetracht dieser finanziel­
len Situation niemand ernsthaft den Gedanken 
erwägen kann, die Gewerbesteuer um 20 Pro­
zent zu kürzen. 

Ich habe mit Bedauern festgestellt, daß im 
Budget die Mittel für den 'Vasserleitungs- und 
Kanalbau um 30 Prozent vermindert wurden. 
Ich kann mich der Argumentation, daß diese 
Kredi tverminderung aus konj unkturpolitischen 
Erwägungen notwendig ist, nicht anschließen, 
da mir bekannt ist, daß zum Beispiel in 
Niederösterreich zwei Drittel der Gemeinden 
noch keine zentrale Wasserversorgungsanlage 
und nur zirka 25 Prozent der niederöster­
reichischen Gemeinden eine brauchbare Kana­
lisation besitzen. Daß sich hier eine ständige 
Seuchengefahr . ergibt, ist vielfach in der 
Öffentlichkeit nicht bekannt. 

Bei allen Betrachtungen über die finanziellen 
Nöte der Gemeinden wird allzuleicht übersehen, 
daß große Gemeinden auch große Aufgaben 
zu erfüllen haben und daß die Anforderungen, 
die von der Bevölkerung an die Gemeinde­
verwaltung gestellt werden, mit der Be­
völkerungszahl progressiv steigen. Diese Tat­
sache tritt besonders scharf und deutlich auf 
dem Gebiete des Schulwesens und der Straßen­
erhaltung in Erscheinung. Der Städtebund 
hat Erhebungen in 158 Städten und Industrie­
gemeinden vorgenommen. Die Stadt Wien 
ist in diesen Zahlen, die zu folgendem Ergebnis 
führten, nicht berücksichtigt : 

In 78 der 158 Städte gibt es noch Wechsel­
unterricht in den Volks- und Hauptschulen. 
Es handelt sich dabei keineswegs um un­
bedeutende Einzelfälle, denn 2 1 62 Schul­
klassen in diesen 78 Städten haben derzeit 
noch Wechselunterricht, weil die Gemeinden 
bisher nicht imstande waren, genügend viele 
Schulen zu bauen, um alle Schulkinder in 
einer eigenen Klasse unterzubringen. Wohl 
fehlen zum Beispiel in Baden 24, in Bruck 
an der Leitha 1 7 ,  in Himberg 15,  in 
Krems 42, in St. Pölten 20, in Traiskirchen 
2 1  Schulklassen, aber in den westlichen und 
teilweise auch in den industriereichen Gegenden 
der südlichen Bundesländer ist die Schul­
raumnot noch viel krasser. In Linz , das durch 
sein rapides Wachstum seit Kriegsende mit 
Problemen von wahrhaft gigantischer Größe 
zu ringen hat, haben von 356 Schulklassen 221 
noch kein eigenes Klassenzimmer. In Wels 
fehlen noch 84 Klassenzimmer. Diese Auf­
stellung ließe sich noch fortsetzen. Es sei 
aber festgestellt, daß ein Manko von 6, 8 oder 
10 Klassenzimmern in einer Stadt mit 8000 
oder 10.000 Einwohnern ebenso untragbar 
ist und von der Bevölkerung auf die Dauer 
ebensowenig hingenommen wird wie der 
Wechselunterricht in den Großstädten. Charak­
teristisch für diese Gemeinden sind eben nicht 
nur hohe Einnahmenposten bei Gewerbesteuer, 
Lohnsummensteuer, Getränkesteuer und so 
weiter, vielfach der Lohn für den Mut, die 
Hebesätze voll auszuschöpfen, sondern auch 
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ein ungeheures Leistungssoll, wie es die Er­
hebung über die Schulraumnot eindeutig vor 
Augen führt. 

Immer größere Bedeutung im Gemeinde­
haushalt erlangt durch den ständigen motori­
sierten Verkehr die Straßenbau- und -erhal­
tungslast. Die befragten 158 Städte haben 
zusammen nicht weniger als 7742 km öffent­
liche Straßen zu erhalten. Das entspricht 
fast der Länge der Bundesstraßen, die derzeit 
8270 km umfassen. Unter diesen Gemeinde­
straßen ist ein nicht unbedeutender Prozent­
satz wichtiger Durchzugs-, also Hauptstraßen 
mit der vollen Belastung von Bundesstraßen ; 
eine finanzielle Belastung, die für die Städte 
und Großgemeinden, die zumeist an Straßen 
erster und zweiter Ordnung liegen, charak­
teristisch ist. Es wäre daher nur recht und 
billig, wenn die Gemeinden am Ertrag der 
Mineralölsteuer beteiligt werden würden. 

Eine Sonderstellung nehmen die Gemeinden 
ein, welche die Lasten eines Krankenhauses 
zu tragen haben. Ich begrüße die Initiative 
des Bundesministeriums für soziale Verwal­
tung, das einen neuen Entwurf eines Kranken­
anstaltengesetzes ausgearbeitet hat. Die Fi­
nanzlage der betreffenden Gemeinden fordert 
die eheste parlamentarische Behandlung und 
Beschlußfassung des Krankenanstaltengesetzes . 
Die spitalerhaltenden . Gemeinden sind am 
Ende ihrer Kraft und können den Betrieb 
ihrer Spitäler nur aufrechterhalten, wenn 
ihnen die Last der Spitalsdefizite durch eine 
gesetzliche Regelung wenigstens teilweise ab­
genommen wird. 

Meine Parteifreundin Frau Nationalrat 
Flossmann hat bereits auf den vorliegenden 
Entwurf des Besatzungsschädengesetzes hin­
gewiesen. Ich erhebe namens der schwer 
getroffenen Gemeinden dagegen Einspruch, 
daß nach den Bestimmungen des Gesetz­
entwurfes Besatzungsschäden den Gemeinden 
nicht vergütet werden sollen. Ich weise 
darauf hin, daß die Mieter im Jahre 1945 die 
Häuser räumen mußten, in Notwohnungen 
untergebracht wurden und daß sie jetzt die 
Instandsetzungskosten für die vollkommen 
desolaten Häuser selbst tragen müssen, weil 
die Gemeinden nicht imstande sind, die 
Kosten zu übernehmen. 

Besonders kraß tritt dieses Unrecht bei 
Besatzungsschäden in wirtschaftlichen Unter­
nehmungen zutage, die nicht vergütet werden 
sollen, wenn sie Eigentum einer Gemeinde 
sind, während die Besatzungsschäden an 
gleichen Unternehmungen vergütet werden, 
wenn sie Privateigentum sind. Ich ersuche 
um Gleichstellung der Gemeinden und ihrer 
Objekte mit der Privatwirtschaft hinsichtlich 
der Vergütung von Besatzungsschäden. 

Eine wesentliche Sorge der Gemeinden ist 
noch der soziale Wohnungsbau. Ich wäre 
in der Lage, statistisches Material vorzulegen, 
aus welchem der notwendigste Bedarf und die 
dafür erforderlichen Mittel ersichtlich sind. 
Der Zweck meiner Ausführungen soll jedoch 
sein, darauf hinzuweisen, daß es ein schwerer 
Irrtum wäre, zu glauben, daß nur die soge­
nannten finanzschwachen Gemeinden durch 
die neuen Belastungen in eine finanzielle 
Krise geraten sind. Auch das Bild der Fi­
nanzen der . �.tädte und Industriegemeinden, 
die in der Offentlichkeit so gerne als die 
"reichen" hingestellt werden, hat sich unter 
der Wirkung der neuen Belastungen sehr 
verändert und allgemein verschlechtert ; han­
delt es sich doch dabei um solche neue Lasten, 
die mit der Bevölkerangszahl einer Gemeinde 
progressiv zu steigen pflegen. Mit anderen 
Worten : Je mehr Einwohner eine Gemeinde 
aufweist, ein um so größerer Prozentsatz Lohn­
empfänger befindet sich unter diesen und umso 
stärker wachsen die Fürsorgelasten in jeder 
Form an. U mso stärker muß sich daher in 
solchen Gemeinden die zusätzliche Belastung 
durch das Familienlastenausgleichsgesetz, 
durch die Handelskammer-Altersunterstützung 
und durch die Ausgleichszulage nach dem 
ASVG. auswirken. 

Der 9. Österreichische Gemeindetag - ich 
habe schon darauf hingewiesen, daß der 
Spezialberichterstatter selbst Berichterstatter 
war - hat sich in Salzburg mit der Finanzlage 
der Gemeinden beschäftigt, und auch der 
12.  Österreichische Städtetag hat in seinen 
Beratungen der Finanzlage der Städte einen 
breiten Raum eingeräumt. Der Gemeindetag 
und der Städtetag haben in Resolutionen 
übereinstimmend festgestellt, daß weitere Be­
lastungen von den Gemeinden und Städten 
nicht mehr getragen werden können und daß 
für die nach Abschluß des derzeit geltenden 
Finanzausgleiches von den Gemeinden und 
Städten aufgewendeten Belastungen entspre­
chende Entschädigungen gewährt werden 
müssen. 

Hohes Haus ! Ich möchte meine Aus­
führungen mit. dem Hinweis schließen, daß 
das Fundament des Staates bereits in einem 
so hohen Ausmaß belastet ist, daß sich jede 
neue Belastung zu einer Katastrophe für die 
Gemeinden und damit für die Allgemeinheit 
auswirken müßte. Würdigen Sie die Leistungen 
der kleinsten Gebietskörperschaften und geben 
Sie diesen, was sie zum Leben brauchen ! 
(Beifall bei den Soziali8ten.) 

Präsident : Als nächster Redner ist vor­
gemerkt der Herr Abgeordnete Dr. Walther 
Weißmann. Ich erteile ihm das Wort. 
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Abgeordneter Dr. Walther Weißmann : Hohes 
Haus ! Wenn man den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Horn zuhört, dann - und 
das ist mir schon im Budgetausschuß so 
gegangen - hat man immer das Empfinden : 
es wohnen zwei Seelen in seiner geplagten 
Brust. Er weiß nie recht, ob er Gemeinde­
vertreter in diesem Hause ist oder Mitglied 
des österreichischen Nationalrats,  also Ver­
treter der Bundesinteressen. 

Aber es geht wahrscheinlich einigen von 
uns ebenso. Und ich muß gestehen, daß ich 
mir jetzt erlauben werde, Sie in den nächsten 
Minuten - ich werde mich bemühen, mich 
recht kurz zu fassen - ein bißchen mit den 
Sorgen eines Landes, und zwar mit den Sorgen 
des Landes Kärnten zu beschäftigen. ( Abg. 
J o n a s : Ihre zweite Seele !) 

Der heutige Staat hat durch das Mittel 
einer modernen Finanzpolitik weitgehend die 
Möglichkeit, auf die Verteilung des Volks­
einkommens Einfluß zu nehmen. Die ge­
samten Auseinandersetzungen in dieser Rich­
tung bewegen sich dahin, für die Gruppe, deren 
Interessen der jeweilige Sprecher dient oder 
zu dienen glaubt, direkt oder auf dem Umweg 
über die Sammlung und Verteilung des Staates 
einen möglichst großen Anteil zu erreichen. 
Unser Staat ist aber n�cht in erster Linie aus 
Interessengruppen zusammengesetzt, sondern 
ist nach der Verfassung ein Bundesstaat, dessen 
einzelne Glieder die Länder sind. Eines dieser 
Länder ist das so viel besungene und gelobte 
Bundesland Kärnten, über dessen finanzielle 
Entwicklung und Sorgen, wie ich schon ein­
leitend bemerkt habe, ich heute sprechen 
möchte. 

Kärnten ist seit über 600 Jahren mit der 
innerösterreichischen Geschichte verbunden 
und hat im wechselvollen Ablauf dieser Ge­
schichte sehr viel Schweres zu ertragen gehabt. 
Um Ihr Verständnis zu finden, muß ich auf 
die Geschehnisse vor ungefähr 38 Jahren 
zurückgehen, als die österreichisch-ungarische 
Monarchie zerfiel und der mitteleuropäische 
Raum eine Neuordnung erfuhr, die gerade 
in das Schicksal Österreichs tief eingriff. 
Wir alle wissen, daß es notwendig ist, die 
Vergangenheit zu kennen, um die Gegen­
wart richtig zu beurteilen und richtig zu 
erkennen. 

Kurz nach der Gründung der österreichischen 
Republik versuchten vorerst Freiwilligen­
gruppen aus unserem südlichen Nachbarland 
in Kärnten einzudringen und den südlichen 
Teil Kärntens zu besetzen. Und nun geschah 
etwas, was in der Zeit nach dem Zusammen­
bruch, in der allgemeinen und verständlichen 
Kriegsmüdigkeit niemand für möglich ge­
halten hätte : Dieses kleine Land Kärnten 

stand auf wie ein Mann und vertrieb die 
Eindringlinge aus SHS - so hieß der damalige 
südslawische Staat. 

Ein neuerlicher Angriff erfolgte, und zwar 
diesmal mit regulären Truppen, die nach er­
bittertem Widerstand der Kärntner Abwehr­
kämpfer, denen sich Freiwillige aus anderen 
Ländern, besonders aus der Steiermark, an­
geschlossen hatten, Südkärnten bis vor die 
Tore Klagenfurts besetzten und dort eine 
Militärverwaltung einrichteten. 

Die damalige Wiener Zentralregierung, die 
eine Störung ihrer Friedensverhandlungen in 
Saint-Germain befürchtete, verhielt sich sehr 
zurückhaltend, was in Kärnten damals sehr 
schmerzlich verzeichnet wurde. Der Wider­
stand in Kärnten hatte aber zur Folge, daß 
die Friedenskonferenz nicht umhin konnte , 
der Bevölkerung Südkärntens nach dem Prin­
zip des gerade in Paris proklamierten Selbst­
bestimmungsrechtes der Völker eine Volks­
abstimmung zu gewähren. Diese fand am 
10. Oktober 1920 statt und brachte ein über­
wiegendes Bekenntnis zum freien und un­
geteilten Kärnten und zur Zugehörigkeit zu 
Österreich. Seit diesem Tage gilt der 10. Ok­
tober in Kärnten als Feiertag. 

Aber nicht nur Kärnten darf diesen Tag 
festlich begehen, ganz Österreich muß ihn 
würdigen, denn genau so wenig wie das 
Problem Südtirol nur das Land Tirol allein 
betrifft, genau so wenig ist Südkärnten nur 
eine Frage der Kärntner, sondern eine Frage des 
gesamten österreichischen Staates. (Beifall 
bei der Ö VP.j Ein Gebiet von rund 2500 km2 
mit einer Bevölkerung von über 200.000 Men­
schen ist dem österreichischen Staat erhalten 
geblieben. 

Nicht nur in Kärnten war die Freude über 
das Ergebnis der Volksabstimmung groß und 
von allen Bergen flammten die Höhenfeuer, 
auch im übrigen Österreic.h wurde diese 
Freude geteilt, und die Staatsregierung ver­
sprach Kärnten eine weitgehende wirtschaft­
liche Hilfe und Unterstützung. Leider blieb 
es bei diesem Versprechen. 

Durch die Abtretung von Unterdrauburg 
an Jugoslawien wurde die direkte Eisenbahn­
verbindung zwischen dem Lavanttal und dem 
Klagenfurter Becken - wie bereits Nationalrat 
Weiß in seiner Budgetrede erörterte - ab­
geschnitten. Im Lavanttal liegt das reichste 
österreich ische Braunkohlenvorkommen, und 
die Verfrachtung von Massengütern wie Kohle 
ist auch im 20. Jahrhundert der Schiffahrt 
oder der Eisenbahn vorbehalten. Ganze 
17 km Bahnlinie fehlen für eine direkte 
Verbindung des Lavanttales mit dem übrigen 
Kärnten. Auch auf diese 17 km Eisen­
bahnlinie wartet Kärnten seit dem Jahre 1920. 
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Dem neugegründeten österreichischen Staat 
wurde im Jahre 1918 schon in seine Wiege 
eine Unzahl großer Sorgen gelegt, die natürlich 
auch Kärnten betrafen. Die Weltwirtschafts­
krise trug ihren Teil dazu bei, um vieles, was 
als gut und notwendig vorgeschlagen wurde, 
leider nur als Plan bestehen zu lassen. Davon 
betroffen aber war in erster Linie jenes grenz­
nahe Gebiet, das nach den kriegerischen Aus­
einandersetzungen und der politischen Be­
unruhigung zu allererst eine Förderung ver­
dient hätte. Was geschah, war nicht aus­
reichend, um die gemachten Versprechungen 
einzulösen. 

Dann kam das Jahr 1938 und mit ihm der 
Versuch, in einem chauvinistischen Geist 
jahrhundertelang Gewachsenes gewaltsam 
durch Um siedlungen zu lösen. Dieser 
Versuch eines völlig mißverstandenen Dienstes 
am eigenen Volk mußte scheitern, weil er 
die geschichtliche Entwicklung außer acht 
ließ. Die Folge davon war aufflammende 
Partisanentätigkeit in diesem vom Leid ge­
troffenen Gebiet, und 1945 schwang das 
Pendel in die andere Richtung. Wieder 
kamen jugoslawische Truppen in das Land. 
Sie wurden allerdings von den gleichzeitig 
einrückenden Engländern wieder zum Ver­
lassen des Landes veranlaßt. Eine wenige 
Tage währende Besetzung aber hatte genügt, 
um rund 300 Kärntner zu verschleppen, über 
deren Schicksal seit diesen Tagen das Dunkel 
der Ungewißheit liegt. 

Jahrelang währte das Tauziehen auf allen 
möglichen Konferenzen über das künftige 
Schicksal des nun wieder umstrittenen Süd­
kärntens, und eigentlich erst der Staatsvertrag 
hat uns die Sicherheit gebracht, daß Öster­
reichs Grenze heute und für immerdar auf 
dem Kamm der Karawanken verlaufen wird. 

Während das übrige Österreich - vielleicht 
mit Ausnahme der sowjetisch besetzten 
Gebiete - einen ungeahnten wirtschaftlichen 
Aufschwung erlebte, blieb Südkärnten zurück. 
Dies spiegelt sich am besten in der Tatsache, 
daß Kärnten insgesamt an der fünften bis 
sechsten Stelle der Steuerleistung unter den 
österreichischen Bundesländern liegt, was mit 
seinen sonstigen Relationen, wie Bevölkerungs­
zahl und Größe, gerade noch in Einklang 
zu bringen wäre. Innerhalb Kärntens aber 
zeigt sich ein deutliches Gefälle nach den 
südlichEm Grenzbezirken zu, das seine klare 
Begründung darin findet, was ich Ihnen, 
meine Damen und Herren, über die bisherige 
Entwicklung dieser Gebiete aufgezeigt habe. 

Wer wäre schon bereit gewesen, in den Jahren 
nach 1945, als der innerösterreichische Trend 
von Ost nach West offensichtlich war, sich für 
eine neue Betriebsgründung oder Niederlassung 
ausgerechnet ein Gebiet auszusuchen, dessen 

Schicksal selbst noch von den Wolken der 
Unsicherheit . überschattet wurde ? Auch die 
staatJichen Unterstützungen, wobei ja  hunder­
terlei andere Stellen den Staat mit Forderungen 
bestürmen, und vielleicht waren die Kärntner 
ein bißchen zu schüchtern oder zurückhaltend, 
waren lange nicht so ausreichend, wie sie der 
Treue dieses Ge bietes zum österreichischen 
Staat würdig gewesen wären. 

Darum freuen wir uns, daß in dem Antrag, 
den Ihnen der Herr Spezialberichterstatter 
zur Kenntnis gebracht hat, eine weitgehende 
und wirksame Hilfe für die zurückgebliebenen 
Gebiete Österreichs verlangt wurde. Und 
deshalb bitten alle Kärntner Abgeordneten 
ohne Unterschied der Partei in einer Eingabe 
die Bundesregierung, die Neuregelung für 
die Verteilung der ERP-Mittel auf Südkärnten 
auszudehnen. Ich teile nicht die Auffassung 
des Herrn Landeshauptmannes von Kärnten, 
daß Kärnten ein Notstandsgebiet ist, aber Süd­
kärnten soll endlich das Gefühl haben, daß sein 
Opfermut und seine Treue vom österreichischen 
Staat zumindest anerkannt und in irgendeiner 
Form bedankt werden. (Beifall bei der Ö VP.) 

Deshalb freuen wir uns auch, daß in das 
Grenzstädtchen Bleiburg eine Garnison verlegt 
wurde, die jenem Bevölkerungsteil, der der 
immer noch vorhandenen subversiven Propa­
ganda gegen den österreichischen Staat ab­
lehnend gegenübersteht, das Gefühl verleiht, 
gegen jedes mögliche Ab enteuer wirksam 
geschützt zu werden. 

Der Artikel 7 des Staatsvertrages legt Öster­
reich im Hinblick auf die Minderheiten eine 
Reihe von Verpflichtungen auf. Diese werden 
natürlich auch finanzielle Auswirkungen haben. 
Sie könnten mit Recht kritisieren, meine 
Damen und Herren, ob das ausgerechnet zum 
Kapitel Finanzen gehart. Das Problem Süd­
kärnten ist aber eine Einheit, und ich bitte Sie 
deshalb, mir noch einige Minuten zuzuhören, 
wenn ich außer über die finanziellen Belange 
auch über jene der Bevölkerungsschichtung, 
der Schule und über die zweifellos vorhandene 
wirtschaftliche Unterwanderung spreche. 

Die letzte Volkszählung des Jahres 1951 hat 
ergeben, daß sich in Kärnten rund 1 1 .300 Men­
schen als Bewohner mit slowenischer U mgangs­
sprache, rund 30.000 als Bewohner mit windisch­
deutscher oder deutsch-windischer Umgangs­
sprache und rund 430.000 als Bewohner mit 
deutscher Umgangssprache bekannt haben. 
Im gemischtsprachigen Gebiet haben sich 
rund 158.000 Menschen als Bewohner deutscher 
Zunge bekannt. Diese Volkszählung ist 
während der Besatzung durch das britische 
Element durchgeführt worden. Derzeit wird 
in einem ministeriellen Komitee geprüft, wie 
die Schulfrage und auch die übrigen Fragen 
des Artikels 7 des Staatsvertrages zu lösen sind. 

20. Sitzung NR VIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 28

www.parlament.gv.at



Nationalrat VIII. GP. - 20. Sitzung am 13. Dezember 1956 903 

Auf Grund einer S chulverordnung der provi­
sorischen Kärntner Landesregierung aus dem 
Jahre 1 945 wird derzeit in Südkärnten zwei­
sprachig unterrichtet. Es ist weitesten Kreisen 
der Öffentlichkeit nicht bekannt, daß sich diese 
Regelung nicht darauf bezieht, daß die - wie 
auf Grund der Volkszählung und auch der 
Schulzählungen ersichtlich ist - überwiegend 
deutschsprachige S chulj ugend auch mit dem 
Erlernen der slowenis chen Sprache befaßt wird, 
sondern daß von der ersten Klasse an den 
Kindern der Unterricht in zwei Sprachen - eine 
halbe Stunde in deutscher Sprache, eine halbe 
Stunde in slowenischer Sprache in jedem 
Unterriohtsgegenstand - erteilt wird. 

Die Kinder eines Wieners, der ungefähr drei 
Kilometer außerhalb von Klag enfurt wohnt und 
die die Schule von Viktring besuohen, erhalten 
den Unterricht im Rechnen und so weiter 
- obwohl sie kein Wort slowenisch oder auch 
nur windisch verstehen - in slowenischer 
Sprache. 

Daß diese Regelung eine Vergewaltigung der 
Mehrheit bedeutet, ist allen Einsichtigen klar. 
Diese Regelung, die das Stigma der Verhältnisse 
des Jahres 1945 trägt, wird nun sicher einer 
Regelung weichen, die die tatsächlichen Ver­
hältnisse, ab er auch die berechtigten Forde­
rungen der slowenischen Minderheit berück­
sichtigt, genau so wie wir überz eugt sind, daß 
die versteckt e oder offen auftretende wirt­
schaftliche Unterwanderung Südkärntens durch 
Österreich nicht durchaus bejahende Elemente 
früher oder später die Aufmerksamkeit der 
österreichischen Regierung auf sich lenken 
wird. Muß es nicht zu solcher Aufmerksamkeit 
mahnen, wenn wir hören, daß bei Grundver­
käufen oder bei Verkäufen gewerblicher Be­
sitzungen plötzlich Interessenten auftreten, 
deren finanzielle Potenz bisher als durchaus 
unzureichend galt und die im entscheidenden 
Augenblick mit weit überhöhten Angeboten 
auftreten � 

In dem Wunsch und in der Bitte um stärkere 
finanzielle Förderung, um einen i ntensiveren 
Straßenbau; um eine steuerliche Berü cksichti­
gung von Betriebsneugründungen und Schaf­
fung von neuen Arbeitsplätzen in diesem 
Gebiet stimmen wir auch mit der Minderheit 
in Südkärnten völlig überein, sogar mit der 
titokommunistischen Gruppe, die allerdings 
an einer wirklichen wirtschaftlichen Belebung 
gar kein echtes Interesse haben dürfte, weil ihr 
damit jedes Propagandamittel entschlagen 
wird. 

Die abschließende Bitte - und ich glaube, 
dies im Namen aller Kärntner Abgeordneten 
aussprechen zu dürfen - ist die, II\;eine Damen 
und Herren, daß Sie auch in Zukunft das 
Problem Südkärnten mit der gebotenen Auf-

merksamkeit verfolgen und daß auch das Hohe 
Haus stets eingedenk bleibt, daß ein Bevöl­
kerungsteil in dem umstrittenen Ge biet von 
über 200.000 Menschen durch ein manchmal aus­
wegloses und verzweifeltes und mit Blutopfern 
besiegeltes Treuehalten z u  Österreich si ch die 
Obsorge des österreichischen Parlamentes ver­
dient hat. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident: I ch erteile dem nächsten vorge­
merkten Redner, Herrn Abgeordneten Erler, 
das Wort. 

Abgeordneter ExIer : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Ich habe nicht die Ab­
sicht, zum Budget eine lange Rede zu halten, 
sondern ich möchte vielmehr zu dem Ent­
schließungsantrag, der dem Spezialbericht der 
Gruppe XI beigedruckt ist, einen Änderungs­
beziehungsweise Ergänzungsantrag stellen und 
dies mit ein paar Worten begründen. 

Der Entschließungsantrag, wie er seinerzeit 
eingebracht wurde, und seine Begründung 
lauten : 

"Die Bundesregierung wird ersucht, für die 
wirtschaftlich zurückgebliebenen Gebiete Öster­
reichs, die den Anschluß an die Konj unktur 
nicht erreicht haben - es sind. das die Gebiete 
Niederösterrei ch, Burgenland, das nördliche 
Oberösterreich, Südkärnten und die südliche 
Steiermark -, geeignete Maßnahmen einzu­
leiten und durchzuführen, um diesen Gebieten 
den Anschluß an die Konjunktur zu ermög­
lichen." 

Die Begründung: Es ist eine Tatsache, daß 
die im Antrag genannten Gebiete zum über­
wiegenden Teil von der sowjetischen Be­
satzungsmacht b esetzt waren und schon aus 
diesem Grunde allein die Gründung von 
Industriebetrieben, die Entwicklung des Frem­
denverkehrs, des Verkehrs und Straßenwesens 
sowie der Landwirtschaft nicht in jenem Aus­
maße erfolgen konnte, wie es in anderen Teilen 
Österreichs der Fall war. Das gleiche gilt auch 
für die im Antrag genannten übrigen Gebiete. 

Nach dem Abschluß des Staatsvertrages und 
der Erringung der vollen Souveränität Öster­
reichs ist es nun ein Gebot der Stunde, die wirt­
schaftliche Entwicklung in diesen Gebieten so 
zu fördern, daß der Anschluß an die allgemeine 
Konjunkturentwicklung erreicht werden kann. 

Meine Damen und Herren ! Dies trifft genau 
so für ein weiteres Gebiet Österreichs zu, und 
zwar für die Oststeiermark. Auch in diesem 
Gebiet ist leider der Krieg über weite Teile 
hinweggegangen, hat viele Bauernhöfe, Gast­
stätten, Geschäfte, Werkstätten und Wohnun­
gen zerstört, und Plünderungen sind in einem 
weiten Ausmaß z u  verzeichnen gewesen, wie 
sie leider auch in den anderen Gebieten, über 
die der Krieg hinweggegangen ist, vorgekom­
men sind. 
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Der Beweis für die Zerstörungen, die erfolgt 
sind, mag vielleicht durch ein Beispiel erhärtet 
und erbracht werden. Sie wissen ja : Wir ringen 
noch immer um die Fertigstellung des Bahn­
hofes Fehring, der in der Oststeiermark 
liegt und der durch die Kriegseinwirkungen 
seinerzeit zerstört worden ist. 

Bei der Oststeiermark handelt es sich über­
haupt um ein Notstandsgebiet, um ein soge­
nanntes unterentwickeltes Gebiet, wie wir es 
in der großen Welt ja auch da und dort kennen. 
Man bemüht sich in der großen Politik, diesen 
unterentwickelten Gebieten Hilfe zu bringen. 

Die Oststeiermark ist aber auch gekenn­
zeichnet und bestraft, müßte man sagen, durch 
schlechte Verkehrsverhältnisse. Die Ausfüh­
rungen des Abgeordneten Stendebach und 
eines anderen Abgeordneten haben schon 
irgendwie an diese Dinge angeklungen. Sie 
haben davon gesprochen, daß die Industriali­
sierung aller österreichischen Gebiete notwendig 
sei, und wir wissen, daß auch andere Länder 
auf diesem Gebiet große Anstrengungen machen. 
Ich hatte heuer im Sommer Gelegenheit, in 
England derartige Bemühungen kennenzu­
lernen, und zwar ist man in England bemüht, 
die Industrie zu dezentralisieren und auch in 
jene Gebiete Industrien zu bringen, in denen 
bisher keine solchen waren. 

Bei der Oststeiermark ist es so wie beim 
Burgenland. Es gibt keine nennenswerte 
Industrie. Es gibt auch eine ganze Reihe von 
Wanderarbeitern es sind ungefähr 
3000 -, die als Saisonarbeiter im ganzen 
Gebiet Österreichs Brot und Arbeit suchen. 
Die Oststeiermark hat aber auch schon eine 
große Menge von Arbeitslosen zu verzeichnen ; 
es sind derzeit ungefähr 10.000. 

Meine Bitte geht nun dahin, daß der 
EntschHeßungsantrag erweitert werden soll und 
daß also auch die Oststeiermark in dieses zu 
fördernde Gebiet einzubeziehen sei. Mein A b-
ä n d e r un g s a n t r a g  lautet : 

. 

Die Abgeordnete.n Exler, Tödling und 
Genossen stellen folgenden Antrag : 

Die dem Spezialbericht zu Gruppe XI bei­
gedruckte Entschließung ist folgendermaßen 
abzuändern beziehungsweise zu ergänzen : 
Nach den Worten "südliche Steiermark" sind 
die Worte "sowie die Oststeiermark" ein­
zusetzen, sodaß die Entschließung nunmehr 
lautet : 

"Die Bundesregierung wird ersucht, für die 
wirtschaftlich zurückgebliebenen Gebiete 
Österreichs, die den Anschluß an die Kon­
junktur ni cht erreicht haben - es sind dies 
die Gebiete Niederösterreich, Burgenland, das 
nördliche Oberösterreich, Südkärnten und 
die südliche Steiermark sowie die Oststeier-

mark -, geeignete Maßnahmen einzuleiten 
und durchzuführen, um diesen Gebieten den 
Anschluß an die Konjunktur zu ermöglichen." 
Ich bitte den Herrn Berichterstatter, diesem 

Antrag beizutreten, und bitte das Hohe Haus, 
diesem Antrag die Zustimmung zu erteilen. 
Sie ermöglichen damit Tausenden von Arbei­
tern, daß sie, wenn dieser Antrag realisiert 
werden kann, bei ihren Familien bleiben können, 
so daß schließlich und endlich auch die Ost­
steiermark aus ihrem Dornröschenschlaf er- . 
wacht und damit auch in der Oststeiermark 
Handel und Wandel erblühen können . (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident : Der vom Herrn Abgeordneten 
Exler verlesene Abänderungsantrag ist nach 
der Geschäftsordnung entsprechend unterstützt 
und steht daher zur Verhandlung. 

Als nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Franz Mayr zum Wort gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Franz Mayr : Hohes Haus ! 
Mit den Erlässen des Bundesministers für 
Finanzen über die Richtlinienbesteuerung zur 
Umsatz-, Einkommen- und Gewerbesteuer­
veranlagung wurde der erste Schritt zur Steuer­
vereinfachung, aber auch zur Verwaltungs­
reform gemacht. Wir können nur hoffen, daß 
diesem wünschenswerten Schritt weitere Maß­
nahmen folgen. 

Ich darf Ihnen nun eine kurze Entwicklung 
der Richtlinienpauschalierung vor Augen halten 
und Ihnen sagen, daß im Jahre 1953 erstmalig 
mit 40 Branchen begonnen wurde. 40 Branchen 
wurden in die Richtlinienpauschalierung einbe­
zogen, und zirka 15 Prozent der pauschalie­
rungsfähigen Betriebe haben von dieser neuen 
Richtlinienbesteuerung Gebra uch gemacht. Das 
war ein sehr niedriger Prozentsatz. Wir haben 
gesehen, daß dieser ersten Richtlinienveran­
lagung verschiedene Mängel anhaften, und so 
wurden Verbesserungen vorgenommen. 1954 
war es dann auch in seiner Auswirkung bereits 
besser. (Präsident Dr. Gor b a  c h übernimmt 
den Vorsitz.) 

. 

Es waren 80 Branchen einbezogen, die 
89.807 Betriebe umfassen und von denen 
zirka 70 Prozent pauschalierungsfähig sind. 
17.200 Betriebe haben nun im Jahre 1954 
von dieser Pauschalierung Gebrauch gemacht ; 
das waren zirka 25 Prozent. 1955 ist erfreu­
licherweise eme weitere Verbesserung einge­
treten : einbezogen waren 105 Branchen ; 
101 . 178 Betriebe waren dadurch erfaßt, aber 
nur zirka 25.000 Betriebe haben von dieser 
Pauschalierung Gebrauch gemacht ; das ist 
ein Anteil von ungefähr 35 Prozent, und zwar 
von den pa uschalierungsfähigen Betrie ben, 
denn von den 101 .000 sind nicht alle pauscha­
Jierungsfähig, sondern nur - rund genommen -
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70 Prozent. Das ist im Verhältnis ein noch 
viel zu niedriger Prozentsatz. Was schließen 
wir daraus 1 Es ist ein klarer Beweis dafür, 
daß die Richtlinienpauschalierung kein Steuer­
geschenk bedeutet, wie von gewisser Seite und 
nicht zuletzt von der sozialistischen Presse 
sehr oft behauptet wurde, sondern daß dieser 
begrüßenswerten Einrichtung immer noch ver­
schiedene Mängel anhaften. 

Ich möchte mir daher erlauben, einige 
Verbesserungen vorzuschlagen. Erstens müßte 
die Gewinnstufe für die Alleinmeister bei den 
Kleinstbetrieben, welche zurzeit mit 1 1 .000 S 
festgelegt ist, auf 9000 S herabgesetzt werden, 
damit den kleinsten und ärmsten Gewerbe­
treibenden die Pauschalierung überhaupt er­
möglicht wird. Ich darf kurz meine Forderung 
mit der Statistik der Meisterkrankenkasse be­
gründen, welche sich auf die Steuer bescheide 
stützt und mit Stichtag vom 30. 9. 1956 
folgendes besagt : 24,5 Prozent der Mit­
glieder der Meisterkrankenkasse mußten in 
die Versicherungsklasse I eingestuft werden, 
weil ihr jährliches Einkommen unter 9000 S 
liegt. Hohes Haus ! Ist das nicht erschütternd ? 
Sind wir da nicht verpflichtet, diesen bedauerns­
werten Menschen wirklich unter die Arme zu 
greifen und zu helfen ? Ich möchte in diesem 
Zusammenhang aber auch die weiteren Zahlen 
kurz erwähnen. Zirka 32 ,3 Prozent sind bei der 
Meisterkrankenkasse in die Klasse II einge­
stuft worden, weil ihr jährliches Einkommen 
nur zwischen 9000 und 18.000 S liegt, und 
43,2 Prozent mit über 18.000 S jährlichem 
Einkommen sind in die Versicherungsklasse III 
eingestuft . Daraus erklärt sich, daß auch ein 
gewisses Absinken der Zahl der Betriebe von 
1953 auf 1955 festgestellt werden mußte. Fast 
1 1 .000 Betriebe sind im Jahre 1955 weniger 
registriert als 1953. Der Stand beträgt jetzt 
160.371 ,  und in diesen 1 1 .000 Betrieben stecken 
bestimm't nicht nur die Abmeldungen der Alt­
meisterbetriebe, deren Inhaber infolge der 
Ermöglichung der Altersrente nun ihr Gewerbe 
zurücklegen mußten, nein, leider Gottes ist 
darin ein viel größerer Teil von Gewerbetrei­
benden enthalten, die nicht mehr iIi der Lage 
waren, ihren selbständigen Betrieb weiterzu­
führen und ihn aufgeben mußten, weil sie 
eben ihren Lebensbedarf nicht mehr decken 
konnten. 

Zweitens möchte ich vorschlagen, daß ver­
schiedene Kennzahlen zur Umsatzsteuerermitt­
lung verbessert werden. Die praktische Erfah­
rung hat gezeigt, daß auf diesem Gebiet auch 
noch verschiedene Vorschläge der Bundes­
sektion Gewerbe berücksichtigt werden sollten, 

Drittens müßte der Rahmen der zwölf Gewinn­
stufen auf das gesetzlich noch mögliche Aus­
maß von 50.000 S erweitert werden. Und letzt-

lieh darf ich noch vorschlagen, daß weitere 
Sparten der Richtlinienpauschalierung zu­
geführt werden. Ich denke da im besonderen 
an die kleinen Fleischhauerbetriebe, an die 
kleinen Bäckerbetriebe sowie an die kleinen 
Gast- und Schankgewerbebetriebe. 

Es liegt nicht nur im Interesse der Gewerbe­
treibenden selbst, diese Besteuerungsart aus­
zubauen und zu verbessern, es ist ja, wie ich 
eingangs bereits erwähnt habe, auch die ;Fi ­
nanzverwaltung, die Finanzbehörde sehr inter­
essiert daran, weil das einen Schritt zur Ver­
waltungsvereinfachung bedeutet. Wir müssen 
aber auch alles daransetzen, um den derzeit 
niedrigen Prozentsatz von 35 entsprechend zu 
erhöhen. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit feststellen, 
daß es sehr erfreulich ist, daß nach Überwin­
dung der Anfangsschwierigkeiten die Finanz­
ämter der Richtlinienbesteuerung durchaus 
positiv gegenüberstehen und daß die Ein­
stufungsvorschläge der Kammer größtenteils 
aner kannt werden. 

Ich darf aber auch ganz kurz einige Worte 
zur neuen Richtlinienbesteuerung des Handels 
sagen. Für das Jahr 1956 ist erstmalig auch 
eine Richtlinienbesteuerung für den Lebens­
mitteleinzelhandel und für den Gemischt­
warenhandel vorgesehen. Die Richtlinienbe­
steuerung wird sicherlich auch für diese Sparten 
eine große Erleichterung bringen. Im Handel 
baut die Pauschalierung auf dem Waren­
eingang auf, der im Wareneingangsbuch fest­
gehalten ist, wobei durch Anwendung von 
Rohaufschlägen der steuerpflichtige Umsatz 
ermittelt wird. Ausgehend von dem Umsatz 
wird dann der Gewinn errechnet. Die Richt­
linien sind jedoch nicht anzuwenden, wenn der 
Umsatz mehr als 500.000 S beziehungsweise der 
Gewinn mehr als 40.000 S beträgt. 

Die Umsatzbegrenzung mit 500.000 S er­
scheint mir zu niedrig. Eine Erhöhung dieser 
Grehze auf 750.000 bis 800.000 S wird für die 
nächsten Jahre verlangt werden müssen. Die 
Erfahrungen, welche man im sogenannten 
Probejahr 19&6 sammeln wird, werden dies 
beweisen. Eine Einbeziehung von weiteren 
Branchen, wie zum Beispiel Gemüse- und Obst­
handel, Papierwarenhandel und Schuhhandel, 
müßte ebenfalls vorgesehen werden. (Beifall 
bei der Ö V P.) Vielleicht ergibt sich aus den 
gesammelten Erfahrungen von 1956 die Mög­
lichkeit, eine weitere Vereinfachung dieses 
derzeit noch etwas komplizierten Erlasses 
durchzusetzen. 

Nun darf ich noch auf ein sehr wichtiges 
Kapitel in dieser Hinsicht hinweisen. Obwohl 
der Herr Finanzminister bereits im Ausschuß 
eingehend auf die Gesetzmäßigkeit der Richt­
linienbesteuerung hingewiesen hat, möchte ich 
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dies doch auch vor dem Hohen Hause wieder­
holen, da von bestimmter Seite und leider 
Gottes besonders auch vom Fachblatt der 
Wirtschaftstreuhänder "Österreichische 
Steuer- und Wirtschaftskartei",  so heißt das 
Blatt - immer wieder die Gesetzwidrigkeit 
hervorgehoben wird und immer wieder an­
gezweifelt wird, daß diese Richtlinienbesteue­
rung gesetzmäßig verankert ist. Ich darf kurz 
den § 2 1 7  der Abgabenordnung zitieren, der 
die Grundlage für diese Richtlinienbesteuerung 
bildet. In diesem § 2 1 7  heißt es im Absatz 1 :  
"Soweit das Finanzamt die Besteuerungs­
grundlagen (einschließlich solcher Besteue­
rungsgrundlagen, für die eine gesonderte Fest­
setzung nicht vorgeschrieben ist) nicht er­
mitteln oder berechnen kann, hat es sie zu 
schätzen. Dabei sind alle Umstände zu berück­
sichtigen, die für die Schätzung von Bedeu­
tung sind." 

Im Absatz 2 heißt es nun weiter : "Zu schätzen 
ist insbesondere dann, wenn der Steuerpflich­
tige über seine Angaben keine ausreichenden 
Aufklärungen zu geben vermag oder weitere 
Auskunft oder eine Versicherung an Eides Statt 
verweigert. Das gleiche gilt, wenn der Steuer­
pflichtige Bücher oder Aufzeichnungen, die er 
nach den Steuergesetzen zu führen hat, nicht 
vorlegen kann oder wenn die Bücher oder Auf­
zeichnungen unvollständig oder formell oder 
sachlich unrichtig sind." So die beiden Absätze 
in § 2 1 7 .  Der Erlaß über die Richtlinien­
besteuerung ist daher als Durchführungserlaß 
zu § 2 1 7  der Abgabenordnung anzusehen. 

Vor Einführung der Richtlinienbesteuerung 
hatten die Finanzämter individuell beziehungs­
weise nach einem in jeder Finanzlandesdirek­
tion vorliegenden Schätzungsschema die Schät­
zungen vorgenommen. Durch die Einführung 
der Richtlinienbesteuerung wurde für das 
gesamte Bundesgebiet ein einheitlicher Schät­
zungsrahmen erstellt, wobei im Einzelfall bei 
der Einreihung in die einzelnen Gewinnstufen 
beziehungsweise bei der Wahl der Kennziffer, 
die den Umsatz bestimmt, auf individuelle 
Betriebsmerkmale, wie zum Beispiel die Lage 
des Betriebes, maschinelle Ausstattung und 
so weiter, Rücksicht genommen wird. Dadurch 
ist eine viel einheitlichere und dem Gedanken 
der Steuergleichheit und -gerechtigkeit Rech­
nung tragende Besteuerung der Kleinbetriebe 
gewährleistet. Die Voraussetzung für die In­
anspruchnahme der Richtlinienbesteuerung ist 
die Nichtführung oder unvollständige bezie­
hungsweise unrichtige Führung der Bücher. Es 
muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß 
entgegen der Meinung gewisser Kreise von den 
kleinen Gewerbetreibenden keine gesetzliche 
Verpflichtung zur Führung von Büchern ver­
letzt wird, weil § 1 6 1  der Abgabenordnung nur 
jene Wirtschaftstreibenden zur Buchführung 

verpflichtet, deren Gewerbeertrag 50.000 S 
oder deren Umsatz 1 ,000.000 S übersteigt be­
ziehungsweise deren Betriebsvermögen einen 
Einheitswert von mehr als 250.000 S hat. 
Das Finanzministerium kann daher ohne weite­
res in Durchführung des § 2 1 7  der Abgaben­
ordnung einheitliche Schätzungsrichtlinien 
herausgeben. 

Den Erkenntnissen des Verwaltungs­
gerichtshofes, die ich auch kurz zitieren möchte, 
kann über die Schätzung noch folgendes ent­
nommen werden. Da heißt es im Verwaltungs­
gerichtshoferkenntnis vom 25. Feber 1954 
folgendermaßen : "Der Weg, auf dem die Be­
hörde zum Ergebnis ihrer Schätzung kommt, 
bleibt ihrer Auswahl vorbehalten. Die Schät­
zungsmethode muß nur an sich schlüssig sein. "  

Und i n  einem zweiten Erkenntnis vom 
1 1 .  Juli 1949 heißt es folgendermaßen : , ,Bchon 
das tatsächliche Fehlen von Geschäftsaufzeich­
nungen berechtigt zur Schätzung." Die genü­
gende gesetzliche Grundlage ist damit eindeutig 
bewiesen. Es müssen nun auch die Gegner der 
Richtlinienpauschalierung die Gesetzmäßigkeit 
zur Kenntnis nehmen. 

Weiters hat die Zeitschrift der Wirtschafts­
treuhänder noch ins Treffen geführt, daß viel­
fach Buchführungspflicht nach dem Handels­
gesetzbuch gegeben wäre. Auch dieses Argu­
ment ist nicht stichhältig, weil es kaum einen 
Gewerbebetrieb mit drei Gehilfen gibt, der in 
Form einer OHG oder einer Kommanditgesell­
schaft geführt wird und daher als Vollkaufmann 
nach dem Handelsgesetzbuch zur Buchführung 
verpflichtet wäre. Die Ausführungen dieser 
Zeitschrift sollen nur Verwirrung stiften und 
die segensreiche Einrichtung unserer Richt­
liriienpauschalierung in Mißkredit bringen. 

Dieser Standpunkt ist unter allen Umständen 
zu verurteilen. Um aber nun allen Gegnern 
der Richtlinienbesteuerung - die bis jetzt 
noch immer nicht begriffen haben, daß den 
Kleinbetrieben dadurch nur eine administrative 
Erleichterung widerfährt, aber keinesfalls ein 
Steuergeschenk gemacht wird - den Wind 
für ihre ungerechtfertigten Angriffe gegen diese 
Pauschalierung aus den Segeln zu nehmen, 
appelliere ich an das Hohe Haus, die Richt­
linienbesteuerung in der neuen Abgaben­
ordnung zu verankern. An den Herrn Minister 
richte ich die Bitte, daß dies bereits in der 
Regierungsvorlage berücksichtigt wird. 

Zum Schluß darf ich dem Herrn Minister 
noch für das bisher erwiesene Verständnis im 
N amen der vielen betroffenen kleinen Ge­
werbetreibenden danken. (Beifall bei der O v  P.) 

Präsident Dr. Gorbach : Als nächster hat sich 
zum Wort gemeldet der Herr Abgeordnete 
Gruber. Ich erteile ihm das Wort. 
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Abgeordneter Gruber : . Hohes Haus ! Meine 
verehrten Damen und Herren ! Ich habe 
eigentlich nicht die Absicht gehabt, heute und 
zu diesem Kapitel zu sprechen, doch der Ver­
lauf dieser Budgetdebatte und speziell die Aus­
führungen des Herrn Abgeordneten Horn be­
wegen mich dazu, zu einem Thema Stellung 
zu nehmen, das, wie ich glaube, nicht nur von 
einer Seite her beleuchtet werden soll, sondern 
auch von der anderen Seite, nämlich vop. 
der, die gibt. Ich spreche von der Gewerbe 
steuer. 

Meine verehrten Damen und Herren ! Wie 
ist die Situation ? Es wird uns, der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft, jetzt 
ständig seitens der Herren Bürgermeister ge­
wissermaßen der Vorwurf gemacht, daß wir 
mit unserem Vorschlag, die Partnerleistung des 
Bundes hinsichtlich der Selbständigenversiche­
rung, der Altersvorsorge für die selbständig 
Erwerbstätigen, mit 20 Prozent aus den Ein­
gängen der Gewerbesteuer zu verlangen, die 
notleidenden Gemeinden um die Möglich. 
keit bringen wollten, ihre Aufgaben zu 
erfüllen. 

So ist die Situation nicht anzusehen, und 
wenn Sie, verehrter Herr Abgeordneter Horn, 
unseren Spezialberichterstatter, Herrn Doktor 
Leopold Weismann, gehört hätten, der ja beim 
Städtetag das Finanzreferat gehalten hat - ich 
war dort als Delegierter meines Klubs anwesend 
und habe mir das angehört, und ich weiß 
genau, was Dr. Weismann, der ja auch ge­
plagter Bürgermeister von Vöcklabruck ist, in 
dieser Richtung ausgeführt hat -, dann müß­
ten Sie das auch einsehen. Nein ! Das Problem 
besteht nicht darin, meine verehrten Damen 
und Herren, daß wir die Gemeinden, die ja 
wirklich der Öffentlichkeit gegenüber Auf­
gaben zu erfüllen haben, nun in ihren 
Einnahmen schmälern wollen ! Bei weitem 
nicht, es geht um etwas ganz anderes, 
es geht darum, wieso wir, die Handels- und 
Gewerbetreibenden und die Industrie, eigent­
lich Gewerbesteuer zahlen ! Damit wollen wir 
einmal beginnen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Diese Dinge liegen schon sehr lange zurück. 
Damals war Wien noch die Hauptstadt eines 
sehr großen Reiches, die Industrialisierung 
nahm ständig und ständig zu, und so wanderten 
aus den verschiedensten Kronländern die Leute 
nach Wien und in andere große Städte, und sie 
arbeiteten dort im Gewerbe und in der In­
dustrie, schließlich wurden sie ja doch auch 
einmal krank, kamen in ein Krankenhaus 
und hatten zumeist kein Geld. Die Gemeinden 
mußten also bezahlen, und so sagten sie, 
und nicht mit Unrecht, sie könnten sich 

doch alle schadlos halten. Aber wie ? Sie 
könnten sich an der Heimatgemeinde der 
einzelnen Arbeiter sozusagen regressieren. 
Aber die Arbeiter waren ja weiß Gott 
von wo überall in der Monarchie herge­
kommen, und dabei war noch die Frage, 
ob die Bürgermeister der betreffenden Ge­
meinden überhaupt das lesen konnten, was 
ihnen aus Wien zum B-3ispiel geschrieben 
wurde. Daher dauerte es den Gemeinden zu 
lange, bis sie zu ihrem Geld kamen, und so 
verfiel man eben auf die Gewerbesteuer. Diese 
Steuer wurde also jenen auferlegt, die den 
Aufwand verursachten, nämlich den Gewerbe ­
treibenden und der Industrie, denn das Heran­
ziehen dieser Arbeiter in die Städte war j a  
praktisch die Ursache dessen, daß nun die 
Mittel aufgebracht werden mußten. 

Im Laufe der Zeit hat sich die Zweck­
gebundenheit dieser Steuer geändert, aber 
ich will darauf gar nicht näher eingehen. 
Die Zeit ist heute vielleicht schon zu sehr vor­
geschritten und wir werden ja wahrscheinlich 
im Ausschuß Gelegenheit nehmen, auch diese 
Sache intern zu behandeln, aber folgendes 
sei doch jetzt schon festgestellt : 

Man möge doch jetzt auch den Umstand 
beachten, daß aus dieser Nebensteuer, die sie 
immer war, inz wischen eine Hauptsteuer ge­
worden ist. Das ist es nämlich, was die Gewerbe­
treibenden in der Hauptsache dazu führt, zu 
sagen : Wir wollen diese Steuer, die einmal 
wirklich eine kleine Nebensteuer war, die 
heute aber bei den kleinen Einkommen die 
Einkommensteuer bei weitem übertrifft; ge­
ändert haben. Kollege Mitterer hat es heute 
schon angeführt : Ein Einkommensteuerpflich­
tiger mit drei Kindern und einem Einkommen 
von 20.000 S zahlt keine Einkommensteuer, 
aber er zahlt für dieses sein Einkommen von 
20.000 S über 1000 S Gewerbesteuer ! (Abg. 
Horn:  Die fällt ja dem Handwerk wieder zu !) 
Schon richtig, Kollege Horn, aber denken Sie 
doch wirklich nach ! Ist es richtig, den 
Gemeindeaufwand, also das, was alle, die 
gesamte Bevölkerung, beanspruchen , nur einen 
kleinen Teil dieser Bevölkerung tragen zu 
lassen ? Finden Sie das wirklich in Ordnung ? 
Ich sage nicht, daß die Gemeinden dieses Geld 
etwa nicht brauchen - davon wird j a  jetzt 
gar nicht gesprochen -, ich sage nur, daß die 
Gewerbesteuer heute nicht mehr jenen Zwecken 
dient, an die in der Hauptsache einst bei der 
Einführung dieser Steuer gedacht war. Ich sage 
das im Zusammenhang mit der Altersversiche­
rung der Selbständigen, denn selbstverständlich 
sagt der kleine Mann : Ich, der ich eine Separat­
steuer in dieser Höhe zu bezahlen habe, ich 
will auch, daß der Partnerteil des Bundes aus 
den Eingängen dieser Steuer bezahlt werde. 
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Und eben das ist die Ansicht der ganzen 
gewerblichen Wirtschaft. 

Es wird sich also darum drehen, meine Da­
men und Herren, den Gemeinden jene Mittel 
zu geben, die sie brauchen ; die Frage, ob das 
die Gewerbesteuer sein muß, braucht dabei 
momentan gar nicht entschieden zu werden, 
wir wollen bloß feststellen : Wir wollen haben, 
daß aus der Gewerbesteuer, die wir zahlen, der 
Partnerbeitrag des Bundes für unsere Alters­
versicherung geleistet wird. I ch danke. (Beifall 
bei der Ö V  P.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Sebinger. Ich 
erteile ihm das Wort . (Abg. H o r n :  Zum 
sechstenmal ! - Abg. S e b i n g e r :  Nein, zum 
drittenmal ! ) 

Abgeordneter Sebinger : Hohes Haus ! Die 
wirtschaftlichen Verhältnisse sind dann als 
gesund und in Ordnung zu bezeichnen, wenn 
die Streuung des Nationaleinkommens mög­
lichst auch regional für alle Gebiete unseres 
Landes festzustellen ist. Dies trifft aber gegen­
wärtig nicht zu. Rund ein gutes Drittel 
unseres österreichischen Vaterlp,ndes ist infolge 
der leidvollen Entwicklung der letzten zehn 
Jahre - und Sie kennen diese leidvolle Ent­
wicklung selbst zu gut - nicht in der Lage 
gewesen, und zwar nicht aus eigenem Ver­
schulden, alle jene Maßnahmen zu treffen und 
aller jener Förderungsmittel teilhaftig zu wer­
den, die in den anderen Gebieten, ich möchte 
beinahe sagen, in den glücklicheren Gebieten, in 
den letzten zehn Jahren zur Verfügung stan­
den. Und darum der Entschließungsantrag 
zugunsten der wirtschaftlich zurückgebliebenen 
Gebiete . Aber ich möchte nicht haben, daß 
das Hohe Haus und auch die Regierung diesen 
Entschließungsantrag etwa in der Form ver­
stehen, daß man nun halt irgendwo und 
irgendwann etwas machen soll, sondern d(:m 
Antragstellern geht es vor allem darum, die 
Voraussetzungen zu schaffen, damit diese 
wirtschaftlich zurückgebliebenen Gebiete auch 
wirtschaftlich gesunde Ge biete werden. (Bei­
fall bei der Ö V P.) 

Hohes Haus ! Ich glaube, wenn wir das 
wollen, dann ist es vor allen Dingen not­
wendig, daß die Bundesregierung diese in 
dem Antrag genannten Gebiete einmal grund­
sätzlich als "wirtschaftlich zurückgebliebene 
Gebiete" deklariert und dann auf diesem 
Beschluß aufbaut. Ich kann mir dazu eine 
Reihe von Maßnahmen vorstellen. Ich will sie 
hier nicht im einzelnen erwähnen, aber ich 
kann mir vorstellen, daß zum Beispiel im 
Verein mit den Landesregierungen ein Pro­
gramm erstellt wird - und zwar nicht etwa 
bloß für ein Jahr, denn in einem Jahr lassen 
sich Dinge nicht reparieren, die man zehn Jahre 

lang nicht fördern konnte -, daß man ein 
Programm für einige Jahre erstellt, und ich 
könnte mir sehr gut vorstellen, daß daraus 
eine Ergänzung des 10 Milliarden-Programms 
der österreichischen Bundesregierung entstehen 
kann. Ich kann mir vorstellen, daß im Ver­
kehrssektor, im Fremdenverkehrssektor, auf 
dem Gebiete des Straßenwesens, auf dem 
Gebiete der Landwirtschaft - wenn ich dabei 
nur an die Unmasse von Großdrainageanträgen 
denke, die vorliegen - Dinge zu geschehen 
hätten, die dann wirklich viele Gebiete wirt­
schaftlich gesunden ließen. Aber wenn ich 
dabei Niederösterreich im Auge habe, wird es 
auch notwendig sein, daß hinsichtlich der 
seinerzeit vor zehn Jahren begonnenen 
Industrieverlegungen etwas geschieht. Das 
gilt genau so für die Gebiete Süd­
kärntens und der Südsteiermark wie für 
den nördlichen Teil von Oberösterreich. Aber 
dann handelt es sich auch um Neugrün­
dungen und um die Näherbringung der Arbeits­
plätze an die Wohnungen, in denen eben die 
arbeitenden Menschen leben. 

Solche Industriegründungen heute vorzu­
nehmen gelingt nur dann, wenn man bereit ist, 
solche Gründungen etwas attraktiv auszu­
statten, das heißt, wenn man bereit ist, 
dabei auf längere Jahre hinaus steuerliche 
Begünstigungen eintreten zu lassen. Ja ich 
könnte mir auch vorstellen, daß man zur Auf­
holung dieses Rückstandes, wenn man es 
schon nicht im generellen tun will, so doch 
wenigstens für diese Ge biete die Bewertungs­
freiheit neuerdings in Geltung setzt. Es wird 
auch notwendig sein, daß die kreditrestriktiven 
Maßnahmen für diese Aufgabe anders ge­
handhabt werden, als es sonst generell und 
gewiß auch irgendwie richtig geschieht, das 
heißt, eine Auflockerung auf diesem Gebiet 
erfolgt, damit aufgeholt und nachgeholt wer­
den kann, was in den letzten zehn Jahren nicht 
geschehen konnte. Ich möchte gar nicht von 
den ERP-Mitteln reden, die selbstverständlich 
auch dazu gehören, aber, so glaube ich, wir 
alle wünschen, daß die Bundesregierung diesen 
Entschließungsantrag beachtet und versteht 
und auch danach handelt. 

Ich bitte nicht um Ihr Mitleid, wenn ich an 
die zehn vergangenen Jahre zurückdenke, 
sondern ich bitte das Hohe Haus um Gerech­
tigkeit im Sinne jener Menschen, die an der 
Besatzungslast wohl am schwersten getragen 
haben. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Spezialdebatte über 
diese Gruppe ist damit geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter das Schlußwort ? -
Bitte sehr. 
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Spezialberichterstatter Dr. Leopold Weis­
mann (Schlußwort) : Hohes Haus ! Zu dem 
Entschließungsantrag des Finanz- und Budget­
ausschusses vom 20. November 1 956, welcher 
lautet : "Die Bundesregierung wird ersucht, 
für die wirtschaftlich zurückgebliebenen Ge­
biete Österreichs, die den Anschluß an die 
Konjunktur nicht erreicht haben - es sind 
das die Gebiete Niederösterreich, Burgenland, 
das nördliche Oberösterreich, Südkärnten und 
die südliche Steiermark -, geeignete Maß­
nahmen einzuleiten und durchzuführen, um 
diesen Gebieten den Anschluß an die Kon­
j unktur zu ermöglichen", liegt ein Abände­
rungsantrag der Abgeordneten Exler und 
Tödling vor, gemäß welchem nach dem Wort 
"Steiermark" die Worte "sowie die Oststeier­
mark" eingefügt werden sollen. 

Der Herr Präsident hat diesen Antrag bereits 
der geschäftsordnungsmäßigen Behandlung zu­
gewiesen. Ich trete diesem Antrag bei. 

Präsident Dr. Gorbach : Ich danke. Damit 
ist die Aussprache über die G r u p p e  XI be­
e n d et. 

Bundesfinanzgesetz mit den Anlagen I a bis I f 
und 11 bis IV, Dienstpostenplan (Anlage V) und 
Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge des 

Bundes (Anlage VI) 

Präsident Dr. Gorbach: Wir kommen nun­
mehr zu dem Entwurf des Textes des Bundes­
finanzgesetzes für -das Jahr 1 957 samt den 
dazugehörigen Anlagen, dem Dienstpostenplan 
und dem Systemisierungsplan der Kraftfahr­
zeuge des Bundes. 

Bevor ich dem Generalberichterstatter das 
Wort erteile, teile ich mit, daß zum Text des 
Bundesfinanzgesetzes ein gemeinsamer A b­
ä n d e r u n g s a n t r a g  der Abgeordneten Doktor 
M a l e t a, Dr. P i t t e r m a n n  und Genossen ein­
gebracht worden ist. Dieser Antrag ist ge­
nügend unterstützt und steht daher zur 
Debatte. Er ist vervielfältigt worden und zu­
gleich mit dem Antrag zur Gruppe XI als 
Antrag I allen Abgeordneten zugegangen. 
Er erübrigt sich daher meines Erachtens die 
Verlesung dieses Antrages. 

Der Antrag hat folgenden Wortlaut: 
Die Regierungsvorlage, betreffend das 

Bundesfinanzgesetz 1 957, hat für das 100pro­
zentige Wirksamwerden des Gehaltsgesetzes 
mangels einer Bedeckungsmöglichkeit aus 
laufenden Einnahmen lediglich für die Zeit 
ab l .  Juli 1 957 vorgesorgt. Die ganzjährige 
Bedeckung dieses Aufwandes ab 1 .  Jänner 
1 958 wird durch die aus der weiteren Ent­
faltung der österreichischen Volkswirtschaft 
erwachsenden Mehreinnahmen sichergestellt 
werden. Die Bedeckung des Mehraufwandes 
für das erste Halbjahr 1957 durch einmalige 

Einnahmen kann daher verantwortet werden . 
Einmalige Einnahmen in der Höhe von 
600 Millionen Schilling können durch die 
Veräußerung von Anteilsrechten an ver­
staatlichten Banken und durch das Auf­
leben von Forderungen des Bundes gegen 
Kreditinstitute und Versicherungsunterneh­
mungen gewonnen werden. Die zur Gewin­
nung dieser Einnahmen erforderlichen ge­
setzlichen Maßnahmen werden durch die 
von den Abgeordneten Dr. Maleta, 
Dr. Pittermann bereits eingebrachten dies­
bezüglichen Initiativanträge sichergestellt . 
Da hiedurch die Bedeckung für das ganz­
jährige 100prozentige Wirksamwerden des 
Gehaltsgesetzes gegeben ist, kann das Ge­
haltsgesetz mit 1 .  Jänner 1 957 voll in Wirk­
samkeit gesetzt und im Bundesvoranschlag 
1 957 die entsprechende Vorsorge getroffen 
werden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher den 

A nt r a g :  
I .  

Der Nationalrat wolle den vorliegenden 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes 1957 
(79 der Beilagen) mit folgender Änderung 
beschließen : 

Im Artikel II Absatz 1 sind an Stelle der 
Schlußziffern der ordentlichen Gebarung 
Ausgaben 31 .21 1 · 896 Millionen Schilling und 
Einnahmen 30.351 , 863 Millionen Schilling 
die Beträge 3 1 .8 1 1 ·8ge Millionen Schilling und 
30.95 1 '863 Millionen Schilling einzusetzen. 

Der I I. Teil des Antrages ist auf Seite 852 
abgedruckt. 

Präsident Dr. Gorbach : Ich bitte nunmehr 
den Herrn Generalberichterstatter, Herrn Ab ­
geordneten Machunze, um seinen Bericht. 

Generalberichterstatter Machunze : Hohes 
Haus ! Wir stehen damit am Schluß der 
Spezialdebatte über das Bundesfinanzgesetz 
1 957 . Vielleicht interessiert es Sie, meine 
Damen und Herren, zu erfahren, wie lange die 
Debatte gedauert hat und wie viele Redner 
zum Wort kamen. Ich darf mitteilen, daß die 
Spezialdebatte im Haus insgesamt 50 Stunden 
und 16 Minuten in Anspruch nahm. Während 
der Spezialdebatte kamen genau 100 Abge­
ordnete zu Wort. Die längste Rede während 
der Spezialdebatte hielt der Herr Abgeordnete 
Dr. Zechmann. Die kürzesten Reden - hier 
sind es zwei, die gleich lang sind, nämlich 
8 Minuten - hielten die Herren Abgeordneten 
Exler und Gruber. (Bravo !-Rufe. - Abg. Dok­
tor N euge b a u e r :  Die sollen eine Auszeichnung 
kriegen !) 

Und nun, Hohes Haus, darf ich über das 
Bundesfinanzgesetz 1 957 berichten. 
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Das Bundesfinanzgesetz enthält in Artikel I 
die Bestimmung, daß als Grundlage der Ge­
barung für den Bund, für die Monopole und die 
Bundesbetriebe die Voranschläge zu gelten 
haben, die dem Finanzgesetz als Anlagen I 
bis IV beigedruckt sind. 

Der Artikel II enthält die Schlußziffern. 
Hier trete ich dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Maleta und Dr. Pittermann bei und gebe 
die berichtigten Schlußziffern bekannt. Durch 
den Antrag der Herren Abgeordneten Dr. Ma­
leta und Dr. Pittermann erhöhen sich die Aus­
gaben auf 3 1 .81 1 ,896.000 S, die Einnahmen 
auf 30.95 1 ,863.000 S. Der Abgang bleibt mit 
860,033.000 S gleich hoch. In der außerordent­
lichen Gebarung treten gegenüber der Regie­
rungsvorlage zum Bundesfinanzgesetz keine 
Abänderungen ein. 

In Absatz 2 wird festgelegt, daß der 
Abgang in der ordentlichen Gebarung, soweit 
er nicht durch Mehreinnahmen bedeckt werden 
kann, durch Ersparungmaßnahmen zu be­
decken ist. 

Der Absatz 3 in Artikel 11 des Bundesfinanz­
gesetzes enthält Bestimmungen über die außer­
ordentliche Gebarung. Hier ist festgelegt, daß 
die vorgesehenen Ausgaben durch Mehrein­
nahmen zu decken sind, durch Ausgabeer­
sparungen, durch Kassenbestände und durch 
Erlöse von Kreditoperationen. 

Der Absatz 4 enthält die Ermächtigung an das 
Finanzministerium, für den Fall, daß es die 
konjunkturelle Lage erfordert und die Situation 
auf dem Kreditmarkt gestattet, Überschrei­
tungen in der Höhe zu bewilligen, wie sie dem 
Langfristigen Investitionsprogramm der Bun­
desregierung entsprechen würden. 

Der Absatz 5 des Artikels 11 enthält die Be­
stimmungen über den Eventualvoranschlag. 
Ich habe bereits im Einleitungsbericht darauf 
verwiesen" daß der Eventualvoranschlag drei 
Ränge vorsieht, und zwar sind im 1 .  Rang 
jene Beträge eingesetzt, die für 1 957 gegen­
über 1 956 gekürzt wurden, im 2. Rang ist die 
Bildung einer Kassenreserve des Bundes vor­
gesehen, im 3. Rang sind Ausgaben aufge­
nommen, die aber nur dann getätigt werden 
dürfen, wenn tatsächliche Mehreinnahmen vor­
handen sind. Die Schlußsumme im Eventual­
voranschlag beträgt 1 .947,676 .000 S .  

Der Artikel III des Bundesfinanzgesetzes 
enthält die Bestimmung, daß Ausgaben nur 
gemacht werden dürfen, wenn sie zur Er­
füllung rechtlicher oder gesetzlicher Verpflich­
tungen oder zu produktiven Zwecken sowie zum 
Wiederaufbau oder zur Fortführung einer spar­
samen Verwaltung unbedingt erforderlich sind. 

In Absatz 3 des Artikels 111 sind die Bestim­
mungen über die Einsetzung der Ersparungs­
kommissäre aufgenommen. 

Der Artikel IV enthält die Bestimmung, daß 
die Steuern, Abgaben und Gefälle nur nach den 
bestehenden Vorschriften einzuheben sind. 

In Artikel V wird das Bundesministerium 
für Finanzen ermächtigt, zur Bedeckung von 
Investitionserfordernissen des Bundes Aus­
lands- oder Inlandsanleihen bis zum Gesamt­
betrag von 2 Milliarden Schilling aufzunehmen 
oder für solche Anleihen die Bundeshaftung zu 
übernehmen. Ferner besagt der Artikel V, 
daß das Finanzministerium ermächtigt ist, 
den Zeitpunkt und die Art der Wiederaufnahme 
des Dienstes der österreichischen Bundes­
schuld festzusetzen. Unter Ziffer 3 ist in Ar­
tikel V vorgesehen, daß Bundesschatzscheine 
prolongiert und bis zum Betrag von 1 Mil­
liarde Schilling zur vorübergehenden Kassen­
stärkung begeben werden können. 

Die Ziffer 4 enthält die Ermächtigung für 
das Bundesministerium für Finanzen, sonstige 
Bundesschuldverpflichtungen zu prolongieren, 
umzuwandeln oder zu tilgen oder darüber 
Übereinkommen abzuschließen, sofern damit 
weder eine das bisherige Ausmaß übersteigende 
Kapitals- oder Zinsenbelastung des Bundes 
noch eine Beschränkung ihm zustehender 
Rechte zur Kündigung oder vorzeitigen Zu­
rückzahlung verbunden ist. 

Der Artikel VI enthält die Ermächtigung 
für das Bundesministerium für Finanzen, 
erstens unbewegliches Bundeseigenturn bis 
zum Gesamtwert von 1 5  Millionen Schilling 
zu veräußern oder zu belasten, falls der Schätz­
wert des einzelnen Objektes 2 Millionen Schil­
ling nicht übersteigt, zweitens unbewegliches 
Bundeseigenturn mit Dienstbarkeiten bis zum 
Gesamtwert von 400.000 S zu belasten, wenn 
der Wert des einzuräumenden Rechtes im ein­
zelnen Falle über 100.000 S nicht hinausgeht, 
drittens unbewegliches Bundeseigentum mit 
Baurechten zu belasten. Über die in den Zif­
fern 1 bis 3 angeführten Rechtsgeschäfte ist 
dem Hauptausschuß des Nationalrates durch 
das Bundesministerium für Finanzen viertel­
jährlich zu berichten. 

Der Artikel VII enthält die Bestimmungen 
über den Dienstpostenplan, der als Anlage V 
dem Bundesfinanzgesetz angeschlossen ist und 
über dessen Einzelheiten ich dann noch be­
richten werde. 

Der Artikel VIII enthält Bestimmungen über 
den Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge, 
der als Anlage VI gleichfalls dem Bundes­
finanzgesetz beigedruckt ist. 

Schließlich enthält der Artikel IX die Voll­
ziehungsklausel. 

Und nun, Hohes Haus, zum Dienstposten­
plan einige Feststellungen. Die Schlußziffern 
nach dem Dienstpostenplan ergeben bei 
der Hoheitsverwaltung, bei den Monopolen, 
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bei den Bundesbetrieben und bei der mittelbaren 
Bundesverwaltung 100.282 öffentlich-rechtliche 
Bedienstete. Dazu sind 193 Beamte für vorüber­
gehenden Bedarf veranschlagt. Ferner enthält 
der Dienstpostenplan 34.019 Stellen für Ver­
tragsbedienstete, dazu 1963 Posten für vorüber­
gehenden Bedarf. 

Nicht im Dienstpostenplan enthalten sind, 
wie ich schon in meinem Einleitungsbericht 
festgestellt habe, die Bediensteten der Öster­
reichischen Bundesbahnen und die Lehrper­
sonen. Es kommen also zu den im Dienst­
postenplan vorgesehenen Zahlen noch 68.301  
aktive Bedienstete der Österreichischen Bun­
desbahnen und 4 1 . 392 pragmatisierte Lehr­
personen hinzu. Insgesamt ergibt sich ein Stand 
von 293.866 aktiven Bediensteten. 

Obwohl nicht im Dienstpostenplan enthalten, 
darf ich doch wiederholen, daß der Bund 
darüber hinaus für 197.557 Pensionisten finanz­
gesetzlich vorzusorgen hat. 

Nun zum Kraftfahrzeugplan. Als Anlage VI 
ist dem Bundesfinanzgesetz der Systemisie­
rungsplan für Kraftfahrzeuge beigefügt. Die 
Schlußzahlen lauten : bei den Personenkraft­
wagen 776, bei Fahrzeugen für betriebliche 
Zwecke 1 2 14, bei Krafträdern 2003, bei Last­
kraftwagen 1 490, bei Spezialfahrzeugen 3480. 
Insgesamt umfaßt der Systemisierungsplan 
8963 Kraftfahrzeuge. 

Hohes Haus ! Ich habe damit die wichtigsten 
Zahlen des Bundesfinanzgesetzes 1 957 , den 
Dienstpostenplan und den Kraftfahrzeugplan 
erläutert. Ich stelle daher folgende A n  t r ä g e : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
I .  Dem von der Bundesregierung vorge­

legten Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für 
das Jahr 1957 (79 der Beilagen und Zu 79 der 
Beilagen) samt den Anlagen I - Bundes­
voranschlag, I a bis I f - Hauptübersichten, 
II und III - Geld voranschläge der Monopole 
und Bundesbetriebe, IV - Eventualvoran­
schlag, VI - Systemisierungsplan der Kraft­
fahrzeuge des Bundes wird in der vom Aus­
schuß beschlossenen Fassung unter Berück­
sichtigung der Abänderungsanträge I und II 
der Abgeordneten Dr. Maleta, Dr. Pitter­
mann und Genossen, dem Dienstpostenplan 
für das Jahr 1 957 (Anlage V zum Bundes­
finanzgesetz) wird mit den beantragten 
Abänderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

2 .  Die dem Ausschußbericht beigedruckten 
Entschließungen · werden angenommen. 

Weiters stelle ich den Antrag, über das 
Bundesfinanzgesetz, den Dienstpostenplan und 
den Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge 
des Bundes, falls dies erforderlich sein sollte, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen .  

Die Entsch l i e ßungen haben folgenden 
Wortlaut: 

1 .  
Die Bundesregierung wird ersucht zu 

prüfen, ob es möglich ist, Richter aus dem 
Justizbereich für die Zeit des vorüber­
gehenden Bedarfes dem Verwaltungsgerichts­
hof zuzuteilen. 

2.  
Immer mehr hat sich die Verwaltungs­

praxis in steigendem Maße dahin entwickelt, 
weibliche Vertragsbedienstete, die mit Bun­
desbeamten verheiratet sind, nicht zu prag­
matisieren. Dies führt gewöhnlich dazu, 
daß weibliche Vertragsbedienstete erst dann 
heiraten, wenn sie bereits pragmatisiert 
worden sind. 

Da diese Verwaltungspraxis geeignet ist, 
die Familiengründung zu beeinträchtigen 
und unter Umständen zu einer ungleich­
mäßigen Behandlung sozial gleichgelagerter 
Fälle zu führen, wird die Bundesregierung 
aufgefordert zu prüfen, welche Maßnahmen 
zur Vermeidung dieser ungünstigen Aus­
wirkungen getroffen werden können. Über 
das Ergebnis möge die Bundesregierung 
dem Nationalrat innerhalb von sechs Mo­
naten einen Bericht erstatten. 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Worte hat sich 
niemand gemeldet. Über den Antrag des 
Herrn Berichterstatters, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen, abstimmen 
zu lassen erübrigt sich daher. 

Damit ist die Budgetdebatte g e s c h l o s s e n. 
Wir kommen zur Abstimmung. Über die 

Gruppen I, II, IH, V, XII und die hiezu ein­
gebrachten Entschließungsanträge ist bereits 
abgestimmt worden. 

Bei der Absfim:lnung wird den fh'uPPf-n 
Ir: Kapitel 9 :  Inneres, 
VI: Kapitel 11 : Bundesministerium für Un­

terricht, K apiteZ 12 : Unterricht , Kapitel 13 : 
Kunst, Kapitel 14 : Kultus, und Kapitel 28 
Titel 8 ,'  Bundestheater, 

VII: Kapitel 15:  Soziale Verwaltung, Ka­
pitel 28 Titel 9 :  Bundesapotheken, und Kapitel 28 
Titel 10 : Serother?,peutisches Institut, 

VIII: Kapitel 19 ,' Land- und Forstwirt­
schaft, und Kapitel 28 Titel 3 :  Osterreichische 
Bundesforste, . 

IX: Kapitel 20 ,' Handel, Gewerbe, Industrie, 
und Kapitel 21 : Bauten, 

X: Kapitel 24 : Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft, Kapitel 28 Titel 1 ,'  Post- und Tele­
graphenanstalt, und Kapitel 29 : Eisenbahnen, 

Xl: Kapitel 4 :  Staatsschuld, Kapitel 5 :  
Finanzausgleich� Kapitel 6 " Pensionen (Hoheits­
verwaltung) , Kapitel 16 ,' Finanzverwaltung, 
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Kapitel 17 :  Öffentliche Abgaben, Kapitel 18 : 
Kassenverwaltung, Kapitel 25 : Postsparkassen­
amt, Kapitel 26 : Staatsvertrag, Kapitel 27 : 
Monopole, Kapitel 28 Titel 7 :  Hauptmünzamt, 
Kapitel 30 : ERP-Gebarung, Kapitel 30a :  
Pauschalvorsorge ( V  ollvalorisierung) , 
in der beantragten Fassung - der Gruppe XI 
unter Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten Dr. Maleta, Dr. Pittermann 
und Genossen (S. 852) - einschließlich der im 
Eventualvoranschlag vorgesehenen Ansätze sowie 
unter Bedachtnahme auf die Druckfehlerberich­
tigungen zu den Gruppen VI, VIII, IX, X 
und XI - mit Mehrheit die verfassungsmäßige 
Genehmig u ng erteilt. 

Die Ä'usschußentschließungen zu den 
Gruppen I V (S. 563), V I ( S. (99) , V I I I 
(S. 795) und IX - diese in der Fassung 
des Abänderungsantrages der Abg. Exler, Töd­
ling und Genossen (S. 904) - werden e in­
s timmig ange nommen. 

Hierauf werden der Text des Bundes{inanz­
gesetzes unter Berücksichtigung des Abän­
derungsantrages der Abgeordneten Dr. Maleta, 
Dr. Pittermann und Genossen ( S. 909), die 
Hauptübersichten (in der geänderten Fassung) , 
der Dienstpostenplan (mit der beantragten 
.ifnderung) sowie der Systemi8ierungsplan der 
Kraftfahrzeuge des Bundes mit Mehrheit 
a n g e n o m m e n. 

Weiter werden die beiden Ausschuß­
entllchließungen zum Dienstpostenplan 
(S. 911) - Entschließung 1 mit Mehrheit, Ent­
schließung 2 e i n s t i m m i g  - a n g e n o m m e n. 

Damit ist die z w e i t e  Lesung beendet. 
Schließlich wird das B'Undefilfinan�gesetz 

für das Jahr 1957 samt allen Anlagen in d r i t t e r  
Lesung mit Mehrheit zum B e  s c h 1 u ß erhoben. 

Präsident Dr. Gorbach : Damit ist das 
Budget für das kommende Jahr verabschiedet. 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft. 
Ich teile mit, daß noch eine Regierungs­

vorlage eingelangt ist, und zwar betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Gesetz vom 18. De­
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1 907, betreffend die 
Regelung des Apothekenwesens, abgeändert 
und ergänzt wird (Apothekengesetznovelle 
1956) (151 der Beilagen) .  

Mit Zustimmung der Parteien w e i s e  ich 
diese Regierungsvorlage noch dem Ausschuß 
für soziale Verwaltung z u. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben � - Es ist dies nicht der . 
Fall. Damit ist die Regierungsvorlage dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung zugewiesen. 

Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für Mon­
tag, 1 7 .  Dezember, 14 Uhr, ein. 

Die schriftliche Tagesordnung ist allen Mit­
gliedern des Hauses bereits zugegangen. 

Die Sitzung ist hiemit g e s c h l o s s e n. 

Schluß der Sitzung: 11 Uhr 55 Minuten 

- - -_ ._�-------------------------------

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 14.880 56 
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